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Editorial 


Mit LeserInnenreaktionen sind wir in letzter Zeitnicht allzu verwöhnt. Es scheint, daß die 
Tatsache, daß wir entgegen den Gesetzen der Schwerkraft immer noch den "telegraph" 
herausgeben, und immer noch nicht auf selbstrecherchierte Artikel verzichten, statt diese 
adäquat anderweitig zu vergülden, nicht sonderliches Interesse erweckt. Um so erfreuli- 
cher war es, daß wir diesmal aus dem konsumverwöhnten Publikum gleich zwei empörte 
Zusendungen erhielten, und dazu noch von prominenter Seite. Näheres dazu in der Post. 
Wirhoffenaber, daß wirauchindiesem "telegraph" zeigen, daß wirunsmitunserer Absage 
an Biermanns Umzugwünsche noch nicht endgültig von der Aufklärerfront abgewendet 
haben.Obwohl wir schon überlegt haben, ob die Karrikatur auf S.24 nicht doch vielleicht 
zu hart ist, ob esnicht Zeit ist, zu überlegen, wann die Rechnungen aus der Vergangenheit 
beglichen sind. Aber teilweise sind diese ehemaligen Stasileute eben immer noch und 
wieder aktiv, besetzen hohe Positionen in Wirtschaft und Verwaltung und kümmern sich 
um ihresgleichen. Wie freundlich oder unfreundlich mit denen verfahren wird, die auch 
noch jetzt, Stück für Stück durch fleißiges Aktenstudium enttarnt werden, hängt vom Grad 
ihres Verrats ab und ist sicher auch eine Mentalitätsfrage der Betroffenen. Es sind 
schließlich unsere ehemaligen herrschenden Klassen und wir können bestimmen, wie wir 
mit ihnen umgehen. Entscheidend ist aber, daß die Rekonstruktion der Geschichte des 
Verrats nicht alles sein kann, wenn wir nicht an einer neuen Dolchstoßlegende stricken 
wollen. Es muß weitergehen mit Fragen an die eigene Geschichte. Das Scheitern im Jahre 
1989 hat seine Gründe und die zu erkunden, bietet Chancen für einen Neubeginn. 

Das heißt aber nicht, daß wir uns in diesem Heft ausschließlich mit der Vergangen- 
heit beschäftigen. Nichts haben wir zum letzten Ostvernetzungstreffen am 5./6. Dezember 
im Oderbruch kommentiert. Nach verheißungsvollen Anfängen scheint auch dieses 
Projekt an inneren Wiedersprüchen einzugehen. Die "BesetzerInnenzeitung", die auf 
diesen Zusammenhang gesetzt hatte, scheint dieses Schicksal zu teilen. 

Zwei Technix noch: Wir finden es schon ein bißchen blöd, daß uns einige 
Wiederverkäufer bis zu mehreren hundert Mark schulden und einer sich, als er die 
Rechnung bekam, prompt für "unbekannt verzogen" erklären ließ. Wir möchten an alle 
appellieren, durch selbstständiges Abrechnen der verkauften bzw. bezogenen Hefte beider 
Erhaltung des "telegraph" zu helfen. Unsere Bemerkung zum Bankeinzug im vorigen 
"telegraph" war voreilig, es wird vermutlich erst in diesem Monat klappen. Ansonsten 


wünschen wir alles Hübsche am Jahresendbaum* und für das Neue Jahr! 
Eure Redaktion "telegraph" 


* Jahresendbaum: unterdiesem Namen sollte nach den Vorstellungen desSED-Politbüros der Weihnachtsbaum 
künftig in der DDR gehandelt werden 


Bildnachweis: 
S.6, 9, 24: Uwe Kraeusel Dimitroffstr.46 10435 Berlin, S.14: Dirk Molt, 


S.17: Siegbert Schefke, S.19, 21: Jürgen Nagel, S.37, 38, 39: aus Gert Ruge 
"Der Putsch", Frankfurt/Main 1991 
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Aus unserer Reihe: 
Große Zitate kleiner Klassiker 
“Ich war kein KGB-Oberst, ich war auch kein Stasi-Major. Ich bin einfacher Gefreiter in 
einem Artillerieregiment der NVA gewesen und bin dann, wie das bei Gefreiten in der 
deutschen Geschichte üblich ist, sehr weit nach oben katapultiert worden.” 


(Peter-Michael Diestel, letzter Innenminister der DDR und letzter treuer Freund der 
Staatssicherheit, zur Zeit auf Suche nach neuen Wählerschichten, November 1993) 


Terroranschläge in Österreich 
Täter gehören der faschistischen Szene Osterreichs an 


Anfang Dezember 1993 wurde Österreich 
miteiner Welle von Briefbomben-Anschlä- 
gen überzogen, bei der bis jetzt fünf Bom- 
ben entschärft und fünf Personen verletzt 
worden. 

Am 3.12. explodierten drei Bom- 
ben. Der Pfarrer von Hartberg in der Stei- 
ermark wird an den Händen und im Ge- 
sicht verletzt. Die ORF-Moderatorin der 
Minderheitenredaktion wird schwer ver- 
letzt, eine Sekretärin einer Anwaltskanzlei 
wird schwer verletzt. Am 5.12. verletzt 
eine Briefpombe den Bürgermeister von 
Wien, Helmut Zilk. Er verliert Finger der 
linken Hand. Bomben, die rechtzeitig ent- 
schärft werdenkonnten, waren unter ande- 
rem an den Präsidenten der österreichi- 
schen CaritasundandenPräsidenteneines 
slowenischen Kulturverbandes in Rad- 
kersburg, an die Arbeitsgemeinschaft für 
Ausländerbeschäftigung, an die Klub- 
Obfrau der Grünen Petrovic, an die Grüne 
Minderheitensprecherin Stoisitsund an die 
Frauenministerin Dohnal adressiert. 

Alle Opfer haben die Gemeinsam- 
keit, daß sie sich in irgend einer Form für 
Ausländer eingesetzt haben. Bisher wur- 
den zehn Bomben gefunden. Ernst zu neh- 
menden Gerüchten zufolge seien auch 
Bomben in die BRD gesendet worden, 


jedochistbisherkein derartiger Fallbekannt 
geworden. 

Der Österreichische Innenministers, 
Franz Löschnak, und der Staatspolizei-Chef 
Oswald Kessler präsentierten am Montag 
den 03.12. Art und Zusammensetzung der 
Bomben. Es handelt sich bei dem Brief- 
bomben-Inhalt pro Brief um 2,5 Gramm 
selbst hergestelltes Nitroglyzerin. Die not- 
wendigen Apparaturensowie derGrundstoff 
Schwefelsäure sind im Handel erhältlich. 
Die außerdem benötigte Salpetersäure hat 
der Täter selbst hergestellt. Die dazu nötigen 
Produkte, Komposterde, Papierasche und 
Alkohol sind ebenfalls frei erhältlich. Als 
Zündmechanismus wurde ein dünnes 
Drahtgeflecht verwendet, das mit einer drei 
Millimeter dicken Lithium-Batterie verbun- 
den wurde. Das Nitroglyzerin wurde in 
Trinkröhrchen gefüllt, mit Kunstharz ver- 
schlossen undmit Stopfgarn verschnürt. Die 
Verschickung erfolgte mit weißen DIN-A6 
Umschläge, 16 mal 11 cmmit V-Verschluß 
. An der Unterseite sind die Briefe 12 mm 
dick, an der Oberkante nur 1-2 mm. Die 
Bomben sind also unten eingearbeitet, da- 
mit sie nicht beim Abstempeln explodieren. 
Ebenfalls könnte ein öliger Umschlag ein 
weiteres Indiz für eine Briefbombe sein. Die 
Briefe sind mit 7 Schilling-Marken frei ge- 
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macht mit dem Motiv “Burgenland - Klo- 
ster Loretto”. Sie wurden mit einer 
Typenrad-Schreibmaschine, Schrifttyp 
Cubic, beschriftet. Als Absender waren 
Personen mit einem akademischen Grad 
und einer Wiener Adresse angegeben. Die 
Briefe wurden auf Postämtern in den Orten 
Hollabrunn, Stockerau, Tulin, Hofstetten/ 
Pilach und Niederrußbach in Nieder- 
österreich aufgegeben. Die Sendungen ent- 
hielten einen Brief mit der Warnung: “Wir 
wehren uns. Graf Rüdiger von Starhem- 
berg”. 

Graf Emst Rüdiger von Starhem- 
berg lebte 1638-71. Er leitete während der 
Belagerung Wiens durch die Türken den 
Widerstand. Starhemberg wird von der 
neofaschistischen Szene Österreichs seitlan- 
gem als Symbolfigur bei ihrer Hetze gegen 
Ausländer benutzt. 

Am 10.12.1993 nahm die Polizei 
dann zwei Österreicher unterdem Verdacht 
des mehrfachen Mordversuches fest. Dabei 
handelt es sich zum einen um den 26- 
jährigen Ingenieur Peter B. aus Neu- 
guntramsdorf/ Niederösterreich (NÖ) und 
zum anderen um einen Anhänger der 
faschistischen Volkstreuen Außerparla- 
mentarischen Opposition (VAPO) Alexan- 
der W. aus Schwechat. Eine Zigaretten- 
und Zeitungsverkäuferin aus Krems/NO 
hatte der Polizei mitgeteilt, daß bei ihr eine 
Person zahlreiche 7-Schilling-Loretto-Mar- 
ken erworben hatte. Die aus der Zeugen- 
beschreibung erstellte Phantomzeichnung 
führte zum einschlägig bekannten Peter B. 
Am Mittwoch dem 8.12. informierten die 
tschechischen Behörden, daß ein In genieur 
Peter B.gegen Mittag versucht hat, über die 
tschechische Grenze auszureisen, mit dem 
Ziel Berlin. In dem Fahrzeug fanden die 
Grenzbeamten 13 Gewehre und drei Pistole 
plus Munition. Er wurde festgenommen. 
Dem Vernehem nach soll das Reiseziel der 
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einschlägig bekannte Berliner Neofaschist 
und Kader derGdNF Amulf Winfried Priem 
gewesen ist. Priem selbst habe sich kurze 
Zeit vorher in Österreich aufgehalten. 

Infolge dessen ordnete das Landes- 
gericht Wien bei Peter B. und einem “Ka- 
meraden” in Schwechat Hausdurch- 
suchungen an. In B.’s Wohnung beschlag- 
nahmten die Beamten, die Grundstoffe für 
die Bomben: Glyzerin, Schwefelsäure, Sal- 
petersäure. In der Wohnung des “Kamera- 
den” Alexander W. wurde ein Art Labor 
entdeckt. Außerdem beschlagnahmte die 
Polizei Panzergranaten und Panzerminen. 
Alexander W. hatte als Söldner in Kroatien 
gekämpft. Auch er wurde verhaftet. 

Die Attentate müssen in Zusam- 
menhang mit einer von verschiedenen 
Nazigruppen ausgerufenen Aktionswoche 
gesehen werden, die sich gegen die Verbote 
von Naziparteien in Deutschland und die 
Inhaftierungen und Verurteilungen von pro- 
minenten Nazis in Österreich, wie VAPO- 
Chef Gottfried Küssel (10 Jahre wegen 
Wiederbetätigung) richtet. So haben die 
verbotenen deutschen Organisationen Na- 
tionalistische Front (NF), Deutsche Alter- 
native (DA) und die Nationale Offensive 
(NO) zu einer sogenannten Internationalen 
Solidaritätswoche vom 4.12.-11.12.1993 
aufgerufen. 

Speziell im Fall Küssel hattemanin 
der Vergangenheit deutliche Worte gespro- 
chen. So wurde in der neusten Ausgabe der 
Standard-Nazi-Schrift “die Neue Front” 
ausgiebig Initiative der einzelnen Gruppen 
gefordert. In der Neuesten Ausgabe der 
NSDAP/AO-Zeitschrift“New Order” wur- 
de offen zum Terror zu Gunsten von Küssel 
aufgerufen. Hinzu kommt, daß österreichi- 
sche Nazi-Gruppen momentan massiv ver- 
suchen, mit der Parole “Ja zu Österreich 
heißt Nein zur EG” den aufkommenden 
Widerstand gegen den Anschluß an die EG 
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für sich zu mißbrauchen. Dabei wird eine 
sogenannte “völkisch rassische Integrität 
Österreichs” der “multikriminellen EG” 
gegenübergestellt. 

Der Neonazi-Anwalt und Vertre- 
ter der NO und DA, Jürgen Rieger, drohte 
gegenüber “Panorama” bereits Anfang 
1993 im Zusammenhang mit den Partei- 
verboten mit einer rechten RAF: “... Wenn 
jetzttatsächlich diese ganzen Verbote durch- 
gehen sollten, dann kriegen wir ‘ne rechte 
RAF, da können Sie absolut sicher sein. 
Wenn der erste Reporter umgelegt ist, der 
erste Richter umgelegt ist, dann wissen 
Sie, es geht los...” 

Etwa zu gleichen Zeit ist eine 
“Neonazi-Terrorliste” aufgetaucht. Eshan- 
delt sich hierbei um die erste Ausgabe der 
Anti-Antifa-Zeitschrift“DerEinblick”. Der 
Nachrichtenagentur DPA zufolge vermu- 
ten Polizei und Staatsanwaltschaft von 
Rheinland-Pfalz die Urheber dieser Zei- 
tung in Mainz. Sie begründen dies damit, 
daß das in Mainz ansässige “Nationale 
Info-Telefon” seitdem 7. Juni 1993 auffor- 
dert, Namen, Adressen, Autokennzeichen 
und Fotos von Antifaschisten zu sammeln. 
Diese sollten dann an eine Postfachadresse 
desneofaschistischen “Deutschen Informa- 
tionsdienst - Arbeitskreis Anti-Antifa”nach 
Mainz geschickt werden. Gleichzeitig wur- 
de damals angekündigt diese Informatio- 
nen in einer neuen Zeitschrift zu veröffent- 
lichen. Der Koblenzer leitende Oberstaats- 
anwalt, Norbert Weise, erklärte: “Nach 
dem bisherigen Erkenntnisstand liegt der 
Schluß nahe, daß es sich bei der erwähnten 
Broschüre um den “Einblick” handelt”. 
Allerdings zeugt die erste Ausgabe des 
Einblicks nicht von besonderer Informa- 
tionstiefe seiens der Nazis. So sind die 
Berliner Adressen augenscheinlich einfach 
aus dem Antifa-Kalender Abgeschrieben. 
Viele Adressen sind veraltet oder stimmen 
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hinten und vorne nicht. Auch scheinen die 
Verfasser nicht sonderlich belesen in Ge- 
schichte zu sein. So wurde eine ViSDdP- 
Adresse abgedruckt, die da lautet: Olga 
Benario. 

Als Initiator des Infotelefons giltein 
20-jähriger Mainzer Neonazi. Gegen ihn 
hatte die Koblenzer Staatsanwaltschaft im 
August 1993 Anklage vor einem Jugend- 
schöffengericht erhoben. Der Prozeß soll 
Mitte Dezember 1993 eröffnet werden. Laut 
DPA wird ihm vorgeworfen, über das “Info- 
Telefon” mehrfach Propagandamittel und . 
Parolen ehemaliger nationalsozialistischer 
Organisationen verbreitet und den Tatbe- 
stand der Volksverhetzung begangen zu 
haben. Überdies wird er von der Staatsan- 
waltschaft verdächtigt, die 1992 verbotene 
Organisation “Deutsche Alternative (DA)” 
weiterzuführen. 

Die Aktivitätender Nationalen Info- 
Telefonsunddienunerschienene Zeitschrift 
“Einblick” sindim Rahmender Anti-Antifa- 
Bestrebungen zu sehen, die der Hamburger 
Neonaziführer Christian Worch (Nationale 
Liste, GdNF, NSDAP/AO), in seiner 
hauseigenen Zeitschrift “INDEX” initiiert 
hatte und die von Faschisten aus Bonn auf- 
gegriffen wurden. In einer Erklärung vom 
September 1992 heißt es: “..Wir werden 
nicht mehr weiter hinnehmen, daß man uns 
materiell und psysisch so tangiert, wie bis- 
her. Über gewaltbereite Autonome, bürger- 
liche Antifaschisten, linke Medien oder 
Gegner überhaupt werden wir alle bekann- 
ten Daten speichern. Im Falle einer gegen 
uns gerichtete Aktion werden wir die Daten 
auszuwerten wissen, und uns auf die eine 
oder andere Art bedanken. 

Eine mutmaßliche Aktion im Rah- 
mender Anti-Antifakönntederblitzschnel- 
le, durchorganiserte Überfall von ca. 150 
Faschisten am 5.12.1993 in Rostock gewe- 
sen sein, an dem auch auswärtige Nazis 


beteiligt waren. Sie zerstörten zwischen 17 
und 19 Uhrinder Innenstadt das alternative 
Cafe “Krokodil”, griffen die beiden besetz- 
ten Häuser an und verletzten mindestens 


sieben Personen (davon drei schwer). Die 
gesehenen Rädelsführer der Aktion sind 
seit einiger Zeit verstärkt als Anti-Antifa- 
Leute aufgefallen. 


Seit Mitte November wurden fünf Barni Geröllheimer 


Stoppt die Kriminalisierung 
von AntifaschistInnen! 
Was ist passiert? 

Seit Mitte November wurden fünf Menschen, die öfffentlich antifaschistische Arbeit 
leisten, in Untersuchungshaft genommen. Die Vorwürfe lauten auf Mord, Mordver- 
such, Beihilfe und Körperverletzung. Hintergrund ist der Tod des Fachisten Ger- 
hard Kaindl, Funktionär der “Deutschen Liga für Volk und Heimat”, der bei einem 

Faschistentreffen vor anderthalb Jahren in Berlin erstochen wurde. 
Der Staatsschutz ermittelte von Anfang an nur in eine Richtung: Im Zentrum 
steht der militante antifaschistische Widerstand in Berlin und hierbei besonders die 


türkisch-kurdische Gruppe “Antifasist Genclik” (Antifaschistische J ugend).Mitihr 
soll eine Gruppe getroffen werden, die dem Staatsschutz schon lange ein Dorn im 


Auge ist, da sie besonders unter ausländischen Jugendlichen stark verankert ist. Sie 
tritt öffentlich gegen Rassismus und Faschismus sowie für das legitime Recht auf 
antifaschistische Selbstverteidigung auf. Ihre Arbeitträgtmit dazu bei, in Berlin eine 


breite Antifa-Bewegung aufzubauen. 


Der Staatsschutz will den 
antifaschistischen Widerstand zerschlagen 


Schon kurz nach dem Tod Kaindls fanden 
mehrere Hausdurchsuchungen statt, be- 
kannte AntifaschistInnen wurdenoffenkam. 
Auch jetzt bekamen und bekommen 
BürgerInnen Besuch vom polizeilichen 
Staatsschutz, die zwar selbst z.T.antifaschi- 
stische Arbeit leisten, aber weder die Ver- 
hafteten kennen, noch sich erklären kön- 
nen, weshalb sie damit in Zusammenhang 
gebracht werden. Betroffensinddavonauch 
Menschen, die sich schon zu DDR-Zeiten 
mit der Stasi herumschlagen mußten und 
sich nun mit dem nächsten Geheimdienst 
konfrontiert sehen. 

Erzeugt werden soll ein Klima der 


Einschüchterung und Bedrohung. Hierzu 
passen auch die Pressemitteilungen über 
eine Ausdehnung der Ermittlungen, denn 
durch die Ankündigung weiterer Verhaf- 
tungen fühlen sich viele bedroht. Damit soll 
aus Sicht des Staatsschutzes zugleich jeder 
Ansatz von Solidaritätsarbeit mit den Be- 
troffenen unterbunden werden. 

Spaltung und Enısolidarisierung sind 
bekanntermaßen Ziele des Staatsschutzes: 
Nicht zufällig dient zur Zeit eine Aktion, 
die in der linken Szene umstritten ist, als 
Vorwand, verschiedenste Menschen und 
Gruppen zu überwachen. Der Staatsschutz 
strebt an, über die Ausnutzung inhaltlicher 
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Differenzen auch eine gemeinsame Arbeit 
zu verhindern. Ergebnis wäre die Spaltung 
in “gute” und “böse” AntifaschistInnen. 
Das bedeutet nicht nur die Spaltung zwi- 
schen “Militanten”und“Friedlichen”, son- 
dern auch die zwischen deutschen und 


ausländischen AntifaschistInnen. 

Mal wieder sollen Oppositionelle 
durch (spürbare) Kontrolle und Überwa- 
chung davon abgebracht werden, für ihre 
Meinung einzustehen. Das geht uns alle an! 


Polizei und Justiz auf dem rechten Auge blind 


Immer wieder ist zu beobachten, daß 
Medien, Polizei und Justiz den angeblich 
“unpolitischen Hintergrund” der “Einzel- 
täter” betonen, die rassistische und 
faschistische Mordtaten begehen. Die 
Entpolitisierung rassistischer Pogromeund 
Morde steht auf der Tagesordnung, wäh- 
rend gleichzeitig der rechte Terror ständig 
neue Opfer fordert. Nach dem Tod von 
Kaindl hingegen gingen die Ermittlungen 
sofort in Richtung antifaschistischer Zu- 
sammenhänge. 

Brisant ist auch die 
offensichtliche Zusam- 
menarbeit von Ermitt- 
lungsbehörden und Faschi- 
sten: Schon im Oktober 92 
war in der Parteizeitung der 
“Deutschen Liga” zu le- 
sen, daß “sämtliche 8 Tä- 
ter ermittelt” und “ die 
Namenund Anschriften in- 
zwischen bekannt” seien, 
was “rechte Kreise sehr in- 
teressieren” würde. 

Seitdem werden in 
verschiedenen rechtsex- 
tremen Zeitungen immer 
wieder Details von den 
Ermittlungen veröffent- 
licht. 

Wenn wir heute der 
Kriminalisierung und Ein- 
schüchterung von Men- 
schen tatenlos zusehen, die 


telegraph 12/93 


gegen faschistische Tendenzen in unserem 
Land eintreten, dürfen wir uns morgen nicht 
wundern, wenn wir selbst Opfer dieser Struk- 
turen werden! 


Spendet für die Finanzierung von 
Öffentlichkeitsarbeit und Prozeßkosten! 
Kto.Nr. 0620173300, Berliner Sparkas- 


se, BLZ 100 500 00 
M.Müiller, 10119 Berlin 
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VERRÜCKT - PRENZ L BERGER 
DRUCKEN EIGENES GELD!! 


‚ titelte eine Boulevardzeitung, und die 
Redakteurin verkündete freudestrahlend: 
“Ich kaufte 1 Banane für einen Knochen!” 
Die Bundesbank teilte mit, Bauchschmer- 
zen zu haben*, die Polizei sah keinen 
Handlungsbedarf und linke Neu-Prenzl- 
Berger wähnten, die Revolution sei nahe. 
War sie aber nicht, was gewiß bedauerlich 
ist; war alles nur (?) Kunst. 

54 Künstler hatten je einen Geld- 
schein angefertigt, dieKnochenwährung**, 
die 7 Wochen lang in 24 Kneipen und 
Geschäften zwischen Geyerwally und Ben- 
no Ohnesorg Theater, zwischen Pinte und 
Ostkost neben der Deutschen Mark als 
Zahlungsmittel akzeptiert wurde. Es waren 
“große” Künstler darunter, bekannte Künst- 
ler und welche, die vielleicht gar keine 
Künstler sind, Penck und Jenny Rosemeyer, 
Klaus Staeck und Jeanette Kipka; es wur- 
den Scheine, die die Liebe zum Geld, zum 
Sex, zum Tod oder zu gar nichts formulier- 
ten - jeder Schein a 20 Knochen (=20 DM) 
ist ein Kunst(markt)objekt, säuberlich 
durchnumeriert und handsigniert, ein 
Leckerbissen für Sammler sozusagen, eine 


Wertanlage, ein Spekulationsgegenstand. 
Jeder Schein existiert nur 150 mal, wovon 
nur 100 in den Verkauf/Umlauf gelangten. 
Sammeln, spekulieren und reich dran wer- 
den werden konnten natürlich nur die 
Bemittelten, diearmen Armenkonnten sich 
wieder einmal nur ihre wenigen DM gegen 
Knochenscheine tauschen lassen, die sie 
dann wieder ausgeben mußten, und zwar 
nur in den Läden, die das Logo der veran- 
staltenden Kunstbande “loe bsaffot”’*** 
angepinnt hatten. Man konnte sich also 
morgens bei Marlies im “allet mögliche” in 
der Schliemann eine Zeitung kaufen, Konn- 
te damit dann nebenan ins Schliemanncafe 
gehen, ein Süppchen essen und abends in 
der Kommandantur ein Bier trinken, und 
mußte halt zusehen, daß man von dem 
Wechselgeld, dasselbstredend mich “echt”- 
Geld gezahlt wurde, seine Miete bezahlen 
konnte. 

Nach 7 Wochen, am 29.12., 20 Uhr 
war das Geld nur(?) noch Kunstwert, der 
Angriff auf das Monopol der Bundesbank 
gescheitert, können Knochenscheine nur 
noch über den Kunstmarkt erworben und 


oo 
oo 
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veräußert werden, was auch bedeutet, daß 
der Schein von A.R. Penck womöglich 
und dummerweise mehr “Echtgeld” wert 
sein wird als der von Kommandant Nils 
oder der von Brad Hwang. Und damit 
wär’s dann alles gewesen, wäre es wieder 
mal nur eine großspurige PR-Aktion eini- 
ger Dutzend Künstler gewesen, die sich, 
nach Abzug der Unkosten freilich, den 
Gewinn ungerecht gleichmäßig teilen, 
wäre nebenbei oder hauptsächlich Kunst 
zu Leuten gelangt, die ansonsten eher ein 
Bordell betreten würden als eine Galerie, 
hätten weder der mit Haftbefehl gesuchte 
Schweizer Kriegsdienstverweigerer GB 
Adam, noch der anarchistelnde B. 
Papenfuß (beides Initiatoren der Aktion) 
ärgeres erlitten und getan, als minder bis 
mehr bescheuerte Interviews zu geben -: 
Viel mehr wär’s nicht gewesen, wenn 
nicht in diese Aktion die Schwundgeld- 
idee Silvio Gesells mit eingebaut worden 
wäre. Der Knochenschein nämlich verlor 
pro Woche eine Mark an Kaufwert, es sei 
denn, man ging in die veranstaltende Ga- 
lerie O2 (Oderberger Straße 2, wo anson- 
sten auch weitere und auch gegensätzli- 
che Informationen zu der ganzen Sache 
eingeholt werden können), undkauftesich 
eine Wertmarke. Geld wurde so plötzlich 
als Ware kenntlich, die, gegen die allge- 
meine Gepflogenheit, ebenso an Wert ver- 
lor wie etwa ein Pfund Äpfel. Wer dieses 
Geld hortete, gewann nicht wie üblich 
über Zins und Zinseszins plötzlich mehr 
Geld hinzu, sondern mußte selber zahlen. 
Der Geldbesitzer mußte die 1 Mark 
Wertschwund pro Woche schon selber 
leisten, statt sie, wie es das herrschende 
Finanzwesen tut, von anderen leisten zu 
lassen, die daher freilich immer weniger 
für ihre Leistung als Tauschwert heraus- 
bekommen können. Eine solche Art des 
Geldwesens macht dümmliche Überle- 
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gungen, wie das Kapital zu Investitionen 
geködert werden könnte, hinfällig, denn nur 
investiertes Kapital behält seinen Wert. Den 
Knochenschein, den ich für 20 DM erwarb, 
mußte ich innerhalb einer Woche umsetzen, 
oder ich verlor eine Mark. Die beteiligten 
Läden konnten die erworbenen Scheine in 
der O2 gegen “Echtgeld” zurück tauschen, 
denn ihre Lieferanten und ihre Miete mußte 
ja weiter in DM bezahlt werden, oder sie 
konnten die Scheine als Kunstgrafiken be- 
halten, oder, wie es der Wirt in der “Pinte” in 
der Lychener Straße tun will, sie konnten sie 
am Ende der Aktion versteigern und vom 
Erlös Schuhe für Rumänien kaufen. 

Einige Super-Linken, die es anson- 
sten wenig interessiert, daß der Prenzl Berg 
früher undeigentlichschlicht Prenzlauer Berg 
hieß, fanden natürlich sehr schnell heraus, 
daß auch die Nazis von der “Brechung der 
Zinsknechtschaft” redeten (wie sie übrigens 
auch von “Sozialismus” redeten), daß 
Gesellianer versucht hatten, dem 3. Reich 
ihre Geldidee unterzujubeln und der 
anarchistische Hintergrund der Idee eh nur 
Fassade dafür sei, auserwählten Künstlern 
mal wieder ein paar Mark zukommen zu 
lassen, wo doch Konsens sein sollte, daß 
wahre Künstler entweder verhungern oder 
Bomben legen. 

Schlichtere Gemüter fanden die Idee 
einfach gut, die meisten der Knochenscheine 
auch viel schöner und interessanter als das 
öde Geld, und fingen an, darüber nachzuden- 
ken, was Geld, was Zins, was Reichtum und 
was Kunst und Markt eigentlich sind. Der 
“Kiez”, der ja aus mehreren besteht, ist da- 
durch nicht sonderlich enger zusammenge- 
wachsen, die Landeszentralbank hat ihre 
Bedenken mittlerweile zu den Akten gelegt, 
die Revolution ist wieder einmal ausgeblie- 
ben. Aber loe bsaffot erklärt, daß Nachah- 
mungen, eventuell sozialer, eventuell 
revolutionärer, ausdrücklicherwünschtsind, 
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und daß die Erfahrungen, die mit dem 

Knochengeldgemacht wurden, jederzeitund 

unentgeltlich zur Verfügung stehen. 
Lothar Feix 


* Die Bundesbank schickte an loe 
bsaffot jene Gesetzesauszüge, die sowohl 
das Nachahmen, als auch das Ersetzen der 
gültigen Währung mit % Jahren Knast be- 
drohen. Die Landeszentralbank ließ verlau- 
ten, daß sie keine “Kunstaktion” verhin- 
dern wolle, die Scheine aber mit Stempeln 


versehen seinmüßten, dieden Geltungsrah- 
men kenntlich machen, 

*%* Knochen wurde diese Währung 
nach einer Idee Diogenes benannt, der da- 
für plädierte, Geld nur in Knochenform zu 
handeln, dadieLagerung und vor allem der 
Gestank verrottender Knochen die Hortung 
verhindern, mithin den Umlauf befördern 
würde. 

*#%* ]oe bsaffot = Rotwelsch für “ge- 
fälschte Papiere” 


Bundesweite Aktionswoche der Studenten 


Seit einiger Zeit ist, man höre und staune, wieder etwas Bewegung in den 
Hochschulalltag gekommen. Auf den Gängen wird wieder diskutiert, aufgeregte Plenas 
finden statt und was ist bis jetzt dabei herausgekommen ? Streik ! Ein Streik bei dem 
allerdings zu spüren ist, daß die Mehrzahl der Studis sich nicht für den politischen Alltag in 
der BRD interessiert, ja einfach nur studieren will. Wir haben, um die Hintergründe des 
Streiks kurz darstellen zukönnen, mit Jan (Germanistikstudent) sowie mit Jörg (Student der 


Rechtswissenschaften) gesprochen. 


telegraph: Die inhaltlichen Auseinander- 
setzung in Vorbereitungendes Streikeslau- 
fen janun schon eine ganze Weile. Kannst 
Du die Gründe mal kurz darlegen? 
Jan:Es liegt seit April in Berlin der 
Hochschulstrukturplan des Senators Eh- 
rhard vor, der vorsieht die Hochschulen bis 
zum Jahre 2003 grundlegend zu verändern. 
Darin enthalten ist der Studienplatzabbau 
von fünfzehntausend Studentinnen, vorran- 
gig an der Technischen bzw. der Freien 
Universität, was allerdings zu einer regel- 
rechten Flucht an die Humboldt Uni, und 
damit auch hier zu einer völligen Überfül- 
lung des Studiums führt. Wir sind der 
Meinung ‚daß die Einführung von festge- 
legten Regelstudienzeiten von 9 Semestern 
für fast alle Fachbereiche, außer Biologie, 
Physik und Ingenieurwissenschaften eine 
Reglementierung bedeuten, die ein breitflä- 


12 


chiges Studium durch Zeitdruck nichtmehr 
möglich macht. 

telegraph: Das heißt, studieren wird 
unattraktiver, damangezwungensein wird, 
in einer knapp bemessenen Zeit sein Studi- 
um zu absolvieren. Doch wie sieht es mit 
der inhaltlichen Ausrichtung der Unis in 
Zukunft aus. Ist es nicht so, daß es im 
Moment einen ziemlich starken Trend zu 
wirtschaftsnahen Fachbereichen gibt ? 
Jan: Ja. Es läßt sich speziell eigentlich an 
den Naturwissenschaften darstellen. Die 
Naturwissenschaften sollen in den näch- 
sten Jahren Stück für Stück nach Adlershof 
ausgelagert werden, wo eine Art von 
Technologiepark entstehen soll, der zum 
großen Teil aus Wirtschaftsgeldern finan- 
ziert wird. Das mag auf der einen Seite erst 
einmal positiv sein, dahingehend, daß die 
Studienbedingungen verbessert werden . 
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Problematisch ist allerdings: Wenn die 
Wirtschaft in etwas hineininvestiert, spezi- 
ell in die Bildung, wird sie natürlich die 
Hand darauf haben, wie die Erfolge des 
Studiums verwertet werden und inwieweit 
bei bestimmten Studiengängen die wirt- 
schaftliche Effizienz eine Rolle spielt. Da- 
mit sind natürlich auch Studieninhalte 
wirtschaftsabhängig und es wird sehr frag- 
würdig, was dort gelehrt und an was dort 
geforscht wird. | 
telegraph: Heißt das jetztauch, daß andere 
Bereiche, wie zum Beispiel Geisteswissen- 
schaften, weniger gefördert werden. 

Jan: Das ist auf jeden Fall zu befürchten, 
weil die Geisteswissenschaften wirtschaft- 
lich wenig effizient sind. Und gerade hier 
gibt es ja auch die meisten Vorgaben, wo 
Mittel eingespart werden sollen, sodaß es 
so aussieht, daß sie in den nächsten Jahren 
hintenrunterfallen werden. 


Jörg: Bei den Geisteswissenschaften wird 
weiter gefördert werden, was Bedeutung 
fürdie Wirtschaft hat, wie Soziologie. Denn 
dort wird ja auch gelehrt bzw. geforscht, 
wie man Leute motiviert zu arbeiten. Es 
sieht ja wohl sowieso so aus als wenn im 
Management Soziologen lieber gesehen 
werden, als Betriebswirtschaftler, weil die 
nämlich einfach mal gelernt haben, wie 
man Leute handhabt. Das mit der Förde- 
rung ist noch ein ganz spezielles Problem. 
Es ist ja nicht nur so, daß das Geld aus der 
Wirtschaft kommt, sondern es gibt 

auch direkte Mittelzuwendungen von Fir- 
men an die Unis für bestimmte Forschun- 
gen, was man im Moment nicht einmal 
kontrollieren kann, da die Ergebnisse nicht 
an die Öffentlichkeit gehen. Also ist nicht 
mehr die Bildung das Ziel, sondern es ist 
teilweise nur noch ein Geschäft, was da 
gemacht wird. 


Nur ein Spiegelbild dieser Gesellschaft 
‘BesetzerInnenzeitung’”’ vor dem Ende 


Wie auf dem Vernetzungstreffen von ost- 
deutschen Gruppen am 5./6. Dezember zu 
erfahren war, steht eine weitere kleine und 
traditionsreiche Zeitung vor dem Aus, die 
“BesetzerInnenzeitung”. 

Im Jahre 1990 gegründet, war siedie 
Stimme der neuentstandenen Ostberliner 
Hausbesetzerbewegung. In jenemherrlichen 
Sommer nach dem Ende des alten Systems 
und vor Beginn des Neuen, schienen die 
Gesetze der Schwerkraft außer Kraft. Als 
Vermächtnis der Pleite der Honeckerschen 
Wohnungspolitik verfielen in Ostberlin vie- 
le hundert Altbauhäuser. Viele junge Leute 
aus Ost- und Westdeutschland realisierten 
hier, was einst, nach verheißungsvollen An- 
sätzen, in der Bundesrepublik gescheitert 
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war, die Instandbesetzung. Sogar eineReihe 
von nebeneinanderliegenden Häusern war 
besetzt, dieberüchtigte Mainzer Straße. Hier 
sah die neue gesamtdeutsche Obrigkeit und 
ihr Spekulantenclan das Zentrum des Wi- 
derstandsund miteinemmassiven Aufgebot 
vontausenden von bisan dieZähne gerüstete 
Polizisten,mit Wasserwerfern und Räumpan- 
zern wurde die Mainzer Straße geräumt. 
Die Hausbesetzerbewegung und vie- 
le junge Leute, die die ersten Schritte zu 
einem selbstbestimmten Leben gewagt hat- 
ten, erlebten einen furchtbaren Zusammen- 
bruch ihrer Vorstellungen und ihrer Per- 
spektive. Die meisten Häuser begaben sich 
in Verhandlungen mit dem Senat. Andere 
erhielten den Bescheid, daß sie keine Chan- 
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"Geheizt haben wir schon. Nur, die Polizei kann jederzeit das Haus gegenüber räumen, 
und da wollten wir nochmal ordentlich vorher gelüftet haben.” 


ce auf Anerkennung hätten. Die “Besetzer- 
Innenzeitung” erschien weiter und versuch- 
te sich in dem Konflikt zu positionieren.. 

Aber die Niederlage hinterließ doch 
ihre Spuren. Die Zahl der AktivistInnen 
verminderte sich. Während zunächst die 
Zeitung im Wechsel von verschiedenen 
Häusern gemacht worden war, engagierten 
sich immer weniger. Eine feste Redaktions- 
gruppe entstand, die sich zunächst nur dafür 
zuständig fühlte, Layout, Druck und Vertei- 
lung zu besorgen und eventuell fehlende 
Artikel anzufordern. Aber die Zuarbeit aus 
der Szene wurde spärlicher. Die Zeitung 
war etwa vergleichbar mit der Westberliner 
“Interim”, nur dünner und weniger reprä- 
sentativ. 

In dieser Situation entschlossen sich 
die AktivistInnen Anfang 1993, die 
BesetzerInnenzeitung auf Ostdeutschland 
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auszudehnen und in der Themenwahl zu 
erweitern. Es sollte nicht nur um besetzte 
Häuser gehen, sondern um all die Themen, 
die selbstbestimmtes Leben ausmachen, 
Umstruktruktierierung, Antifa-Arbeit, lin- 
ke Kultur und anderes. Außerdem sollte 
über die Zeitung eine ostdeutsche Kommu- 
nikationsstruktur entstehen. Ermuntert wur- 
de die Redaktion durch einen Fragebogen, 
den sie der Zeitung beilegte. Aus den zahl- 
reichen Antworten schien hervorzugehen, 
daß eine Zeitung für die Gruppen in Ost- 
deutschland gebraucht wird. Das Ostvernet- 
zungstreffen in Magdeburg adoptierte die 
“BesetzerInnenzeitung”, die als “Zeitung 
für die besetzten Gebiete” erscheinen sollte. 
Zusammenmitder Berliner Redaktion woll- 
ten wechselnde Städte Ausgaben zusam- 
menstellen. Nebeneinemaktuellen Teilsollte 
es jeweilige Schwerpunktthemen geben. 
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Aber auch diese Denkrichtung be- 
währte sich nicht, nach zwei recht erfolgrei- 
chen Ausgaben aus Magdeburg und Halle. 
Die Zuarbeit wurde immer spärlicher. Die 
Zeitung mußte mitredaktionellen Beiträgen 
aufgefüllt werden. Das war für die Redak- 
teure zunächst nicht mühsam - sie hatten 
etwas zu sagen. Als sich dann die Zuarbeit 
immer mehr verminderte, kam der Punkt, an 
dem zur Debatte stand, ob es noch Sinn 
macht, die Zeitung weiterzuführen. 

Mit Heidi, schon seit den Anfangs- 
zeiten Mitarbeiterin an der “BesetzerIn- 
nenzeitung” sprachen wir. Was sie sagt, 
könnte ebenso für den “telegraph” gesagt 
werden: 

“Wenn so eine Bewegung entsteht, 
ist zunächst mal eine große Aufbruchsstim- 
mung und sehr viel Dynamik da. Irgend- 
wann wird es zur Gewohnheit und ist nichts 
mehr Neues und Interessantes. Die meisten 
hören auf. Ein paar bleiben übrig, die immer 
mehr machen, die Sachen der anderen über- 
nehmen. Sie sind immer mehr im Streß und 
irgendwann können sie nicht mehr... Es 
sind immer dieselben drei Leute, die die 
Artikelschreiben, dieEndredaktion machen, 
das Layout-Material zusammentragen, die 
Zeitung zusammentragen. Dann wird die 
Zeitung gedruckt und es sind auch noch die 
gleichen Leute, die sie legen, klammern, 
verschicken. Du arbeitest 14 Tage im Monat 
für die Zeitung und bist in dieser Zeit nicht 
in der Lage, irgend etwas anderes zu ma- 
chen. Und dann kommt nichts zurück, du 
erfährst nicht einmal, ob die Leute die Aus- 
gabe gut oder schlecht finden.” 

Für Heidi ist, nach Jahren in der 
Szene, das Ende dieses neuen Projekts An- 
laß zu grundsätzlichen Überlegungen: 

“Autonome Projekte dauern erfah- 
rungsgemäß zwei bis drei Jahre und dann ist 
die Luftheraus. Die allermeisten Leute spie- 
len nur ein paar Jahre Revolution. Ich bin 
jetzt seit 13 Jahren dabei. Ich denke, ein 
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Grund, warum viele Leute immer wieder 
aussteigen, ist, daß wir es nicht schaffen, 
Perspektiven zu liefern, sowohlpolitisch als 
auch für das Leben. Das Dogma ist, daß wir 
alle jung und gesund sein müssen. Sobald 
du älter wirst, fällst du raus, wenn du krank 
wirst oder wenn du ein Kind bekommst. Du 
bis nicht universell verfügbar, funktionierst 
nicht mehr hundertprozentig. Auch Leute, 
die einen Job haben und 40 Stunden in der 
Woche arbeiten müssen, haben nicht mehr 
so viel Zeit und fallen heraus. Ab einem 
gewissen Alter wird es aber für Leute wich- 
tig, wovon sie in ein paar Jahren leben, 
welche Perspektiven sie haben. Wenn man 
älter wird, kann mannichtvoneinemMonat 
auf den anderen leben. Wir schaffen es 
nicht, eine Lebensperspektive zu bieten. 
Krankheit oder Tod kommt bei uns nicht 
vor. 

Ich denke, es fehlt uns etwas ganz 
Grundsätzliches, wir gucken nicht aufein- 
ander. Wenn du krank bist, fällst du raus, 
wenn es dir schlecht geht, fragt vielleicht 
mal jemand. Aber richtig interessiert sich 
niemand für dich und deine Probleme. Wir 
sind Kinder dieser Gesellschaft, sind von ihr 
geprägt. Aber wir verleugnen das. Wir sa- 
gen, daß wir bessere Menschen sind, alles 
anders und besser machen. Einen Scheiß- 
dreck tun wir. Wir sind ein perfektes Spie- 
gelbild dieser Gesellschaft. Wir haben ge- 
nau den gleichen Leistungsdruck, wirhaben 
genau dieselben Umgangsweisen. Es reicht 
nicht zu sagen: Ich bin anders. Du mußt an 
dir selbst arbeiten, umanders zu werden, um 
die Sachen, die du im Kopf hast, umzuset- 


u Die Redaktion der “BesetzerInnen- 
zeitung” will sich bei einer Sitzung am 18. 
Dezember überlegen, ob sie noch eine Aus- 
gabe macht. Vielleicht wird es ein unregel- 
mäßiges Weitererscheinen geben. Sicher 
werden die Redakteure an anderen Zeitun- 
gen mitarbeiten. W. Rüddenklau 
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Aufarbeitung und Kritik 
Effektivität und Konspiration als Vorwände für Avantgardismus 
und Machtstrukturen in der DDR-Opposition 


Wer die Mediendebatten verfolgt, könnte glauben, daß das Thema “Aufarbeitung 
der Vergangenheit” hauptsächlich der Aufdeckung neuer Inoffizieller Mitarbeiter, 
der Wiederinbesitznahme früherer Wohnungen oder der Ikonisierung der eigenen 
Oppositionellenrolle gilt. Das ist aber, von wenigen selbstverliebten Medienpro- 
tagonisten abgesehen, nicht Stand der Debatte. Von vielen, die ihre Stasiakten lesen 
und IM-Akten studieren, werden die oft von Geheimdienstinteressen verzerrten, in 
vielen Punkten aber auch peinlich genauen Aufzeichnungen als Chance zur 
Aufarbeitung der eigenen Geschichte gesehen. Eben das - die Furcht vor der 
Begegnung mit sich selbst -, mag es sein, die Friedrich Schorlemmer drängt, im 
Januar 1996 die Stasiakten verbrennen zu lassen. 

Wir bringen Ausschnitte aus einem Gespräch, wie es in diesen Tagen öfters in 
ostdeutschen Altoppositionellenkreisen geführt wird. Bodo war seit Beginn der 
achtziger Jahre Mitglied zahlreicher Kreise und Arbeitsgruppen der Ostberliner 
Opposition, unter anderem des Friedenskreises Friedrichsfelde, der KVU und einer 
sogenannten Fliegenden Universität. Wolfgang war Redakteur der ‘“‘Umweltblätter” 
und Mitglied der Ostberliner Umwelt-Bibliothek, Andreas war in Westberlin Mit- 
glied der Föderation gewaltfreier Aktionsgruppen (FöGA), ab 1988 Mitarbeiter der 
Westberliner Unterstützergruppe der Umwelt-Bibliothek und in dieser Funktion 
konspirativer Kurier zwischen West und Ost, bis er Einreiseverbot in die DDR 


erhielt. 


Bodo: Über Machtstrukturen in der Linken 
nachzudenken, ist für mich nicht das ei- 
gentliche Thema. Das eigentliche Thema 
wäre, wie sich in der Gesellschaft 
Machtstrukturen immer wieder reprodu- 
zieren. Und da würde ich bei der Vor- 
geschichte der Oktoberrevolution, bei der 
Großen Französischen Revolution begin- 
nen. Welchen Verlauf haben diese Revolu- 
tionen genommen? Welche neuen Herr- 
schaftsformen haben sich aus diesen Bewe- 
gungen strukturiert? Es hat offenbar immer 
wieder Leute gegeben, die Herrschaft aus- 
übten und andere, die sich beherrschen lie- 
ßen. Ich frage danach, was an Mechanis- 
men hinter der linkenrevolutionären Bewe- 
gung steht. Welche Leute mit welchen Vor- 
aussetzungen, mit welchen Zielen, mit wel- 
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cher Biographie haben sich die Ziele von 
sozialistischer und kommunistischer Re- 
volution zu eigen gemacht und wie sind sie 
damit umgegangen? Wann haben sie die- 
ses Ziel aus den Augen verloren, was war 
Realpolitik und zu welcher legitimato- 
rischen Bedeutung verkam dann die Theo- 
rie und der Anspruch. 

Und da sind mir einige Sachen auf- 
gefallen. Zuerst fällt mir meine eigene Per- 
son ein: mit welcher Vehemenz ich welche 
politische Positionen in meiner eigenen 
Geschichte vertreten habe und welche Mit- 
tel ich angewandt habe, um meine Positio- 
nen durchzusetzen. Wir haben im Osten 
darüber gefrotzelt:“Hoffentlichmüssen wir 
nicht die Macht übernehmen und hoffent- 
lich kommt nicht der oder der an die Regie- 
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Verheißungsvoller Aufbruch im Oktober 1989 unter der roten Fahne 


rung. Da wird es uns aber dreckig gehen!” 
Das hat denrealen Kern, daß in der fatalen 
Lage, inderunsdie Macht zugefallen wäre, 
wir vor der gleichen Problem gestanden 
hätten, wie die Machthaber, gegen die wir 
angetreten sind, nämlich uns zu dieser ver- 
dammten Macht zu verhalten. 

Wolfgang: Nun istesaber dochso, daßein 
Mehr oder Weniger an Machtstrukturen 
konkret an damaligen Gruppen festzuma- 
chen ist. Mankannnatürlich sagen, daß die 
Gruppe Frieden und Menschenrechte von 
einigen intellektuellen Matadorenbestimmt 
wurde und daß der Rest der Gruppe, das 
Fußvolk, kaum die Möglichkeit hatte, ir- 
gendetwasmitzubestimmen, meistens ein- 
fach vor getroffene Entscheidungen gestellt 
wurde, Man kann sagen, daß das, was der 
Friedenskreis Friedrichsfelde machte, in 
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bestimmten Gremien vorentschieden wur- 
de. Demgegenüber war in Gruppen, die aus 
der Traditionslinien der Offenen Arbeit ka- 
men, immer wieder der Versuch da, sehr 
genau mit Machtstrukturen umzugehen, ein 
gleichberechtigtes Miteinander zu finden, 
Machtstrukturen abzubauen. Das war, glau- 
be ich, einer der wesentlichen Motive in 
dieser Offenen Arbeit, der gefühlsanar- 
chistische Impuls. 

Bodo: Dennoch haben uns aber auch in der 


- Offenen Arbeit Machtverhältnisse an ganz 


vielen Punktenbeeinträchtigt. Die Querelen 
zwischen den Gurus haben uns an vielen 
Stellen blockiert. Bestimmte Konfliktsitua- 
tionen wurden nicht ausgetragen, viele Din- 
ge kamen gar nichterst auf den Tisch. Auch 
dort gabes eine Hierarchie. EsgabLeute, an 
denen man sich orientiert hat, andere hat 
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man nicht beachtet. 

Wolfgang: Aberesgabden Wechsel. Wenn 

ein Guru die Dinge zu weit trieb, Konnte er 

aus der Offenen Arbeitfliegen. Und das gab 

es verschiedene Male, während ein 
Rausschmiß aus diesen Gründen bei auto- 
ritär oder dogmatisch verfaßten Gruppen 
wie “Gegenstimmen” und “Frieden und 
Menschenrechte” nicht denkbar war. Dort 
konnte man ehestens als Unterlegener im 
Machtkampf nach draußen gedrängt wer- 
den oder infolge von Intrigen, wie bei- 
spielsweise Wolfgang Templin, über den - 
die IM haben es genau notiert - von be- 
stimmten Leuten systematisch Gerüchte 
verbreitet wurden, daß er asozial sei. Der 
entscheidende Unterschied ist doch, ob 
Macht von Gurus von der Basis her 
hinterfragt wird oder nicht. Bei Gruppen 
der Offenen Arbeit wie der KvU geschah 
das zwar nicht permanent, aber inregelmä- 
Bigen Abständen. Es gab kleine Aufstände 
und die Dinge änderten sich. Es entstanden 
natürlich neue Herrschaftsstrukturen, aber 
die Bäume der neuen Gurus wuchsen eben 
auch nicht in den Himmel. 

Bodo: Es warebenaucheinEffektivitätspro- 
blem. Bei denintellektuell geprägten Grup- 
pen wurde das, was man miteinander zu tun 
hatte, auf die rationale Ebene geschoben. In 
Gruppen, die mehr aus dem Bauch heraus 
lebten, wie beispielsweise der KvU, war 
mehr WärmeundEmotionalität. Aberwenn 
man da bestimmte Sachen auf den Punkt 
bringen wollte, ging daskaum. Man konnte 
nicht den Kopf herausstrecken, ohne sofort 
in den Geruch des Gurus zu kommen. Man 
konnte für eine gute Stimmung sorgen und 

überwintern, aber kaum zu einer Handlung 

nach draußen kommen. 

Andreas: Ich denke, daß der Wille, 

Machtstrukturenabzubauen, notwendig ist. 

Wennmandas, egal, welche formalenStruk- 

turen man hat, nicht ständig tut, werden 
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Machtstrukturen reproduziert. Ich habe im 
Westen Erfahrungen in unterschiedlichen 
Gruppen gemacht. Ich war in der Westber- 
liner Szene relativ aktiv und ansonsten in- 
nerhalb der Föderation gewaltfreier 
Aktionsgruppen (FÖöGA) organisiert, wo 
ganz explizit eine Struktur basisdemokra- 
tischer Entscheidungsprozesse praktiziert 
wird. 

Ich habe ganz entscheidende Unter- 
schiede zwischen den verschieden struktu- 
rierten Gruppen erlebt. Ich kann mich sehr 
genau an eine Situation 1988 erinnern, 
während der Vorbereitung der Kampagne 
gegen die Tagung von IWF und Weltbank. 
Eine Gruppe bereitete die Stadtrundfahrt 
vor und ich ging mit einem Beitrag zum 
Westberliner Elektronenbeschleunigerdort 
hin. Es ging mir darum, den Zusammen- 
hang zwischen Technologieentwicklung 
und dem Verhältnis zwischen 1. und 3, 
Welt darzustellen. Ich wurde von der Grup- 
pe auf den nächsten Termin verwiesen und 
beim nächsten Termin war derjenige, mit 
dem ich darüber sprechen sollte, nicht da. 
Ich wurde zu einem nächsten Termin einge- 
laden, wo dann zwei Stunden über die Aus- 
wertung eines autonomen Kongresses in 
Bremen debattiert wurde und der entspre- 
chende Guru sich nicht herabließ, mit mir 
zu sprechen. Dann hat man mir empfohlen, 
das nächste Mal wiederzukommen und ich 
habe gemerkt, sie wollen den Beitrag nicht 
hineinnehmen. Das ist natürlich keine ent- 
scheidende Geschichte. Mir wurdeerst spä- 
ter, nach 1989 klar, daß die Kritik an der 
technologischen Entwicklung nicht in die 
ideologischen Rahmenbedingungen dieser 
Gruppe hineinpaßte. Dieselben Leute wa- 
ren es auch, die die gemeinsame Erklärung 
von Ost- und Westgruppen zur IWF- und 
Weltbanktagung nicht unterschrieben ha- 
ben, weil die Ostgruppen antikommuni- 
stisch seien. Diese Leute haben sich inner- 
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halb der Szene eine Machtposition erarbei- 
tet und setzen ihre Positionen durch. Das 
gleiche passiert auch heute noch in der 
Westberliner Autonomenzeitschrift “Inte- 
rim”, die sich als freie Flugblattsammlung 
gibt. Du kannst zwar deinen Artikel dorthin 
schicken, aber ob er erscheint oder nicht, 
entscheiden Leute, die ihre Konspirativität 
und ihre Struktur mit Sachzwängen ent- 
schuldigen. 

Ich habe das aber innerhalb der 
FöGA anders erlebt. Dadurch daß dort eine 
basisdemokratische Struktur vorgeschrie- 
ben war, ging soetwasnicht. Werdortseine 
Ideen durchsetzen will, kann sich dort kei- 
ne Position erarbeiten, aus der er das tun 
kann. Das Problem ist, daß diese Organisa- 
tionsstruktur mühsam ist. Es kostet Zeit, 
man muß sich auseinandersetzen und Ver- 
fahren einhalten. 

Wolfgang: Wir hatten in der Umwelt- 
Bibliothek schon das Bestreben, möglichst 
viele Leute mitreden zu lassen. Aber der 
Widerspruch zwischen Effektivität und 
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Basisdemokratie war nicht zu lösen. Das 
Problem war, daß viele sehr junge Leute 
und Leute, dienoch nicht redefähig waren, 
in der Gruppe waren. Andererseits waren 
bestimmte Aufgabenmöglichstschnellund 
gründlich zu lösen. Man müßte nachträg- 
lich untersuchen, ob denn diese Aufgaben 
wirklich so dringend gelöst werden muß- 
ten. Über diese Effektivitätsschiene, indem 
die einen mehr arbeiteten als die anderen 
und auch länger präsent waren, hat sich 

eine Informationshierarchiehergestellt. Die 

Wirkung war, daß zwar grundsätzlich alle, 

die im Kreis saßen, gleichberechtigt waren, 

aber dieeinen mehr wußtenalsdieanderen. 

Das waren Dinge, die schwer mitzuteilen 

waren, diesichüber Präsenz, Arbeit, Kennt- 

nis von Personen usw. aufbauten. Da hilft 

der Wille, gleichberechtigte Strukturen in 

der Gruppe aufzubauen, sehr viel, aber es 

bleibt eben sehr schwierig. 

Andreas: Aber in der Umwelt-Bibliothek 

wurde nicht alles im Kreis entschieden. 

Einige Leute haben sehr viel gemacht, von 
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dem die anderen keine Ahnung hatten. 

Wolfgang: Natürlich, esgabdenkonspirati- 
ven Bereich, in dem illegale Dinge geregelt 
wurden, die Beschaffung von Maschinen, 
Matrizen, Druckerschwärze aus dem We- 
sten. Das war strafbar und wir mußten 
verhindern, daß die Stasi unsere Logistik 
unterbricht und deshalb konnten da nur 
sehr wenig Leute eingeweiht sein. In die- 
sem Bereich mußten Sachentscheidungen 
getroffen werden, diedann Sachzwänge für 
die übrige Gruppe schufen. Das war nicht 
anders machbar. Aber ich gebe zu, daß es 
mir vielleicht sehr gut gefallen hat, daß ich 
möglicherweise in diese konspirativen Ge- 
schichten eingestiegen bin, um trotz der 
Mitgliedschaft in einer anarchistisch ver- 
faßten Gruppe schuldig-unschuldig zum 
führenden Mitglied aufzusteigenund wich- 


tige Entscheidungen selbst treffen zu kön- 


nen. 

Bodo: Bestimmte gesellschaftliche Bedin- 
gungen haben diese Konspiration natürlich 
notwendig gemacht. Aber ich denke, das 
Sicherheitsargument, die Konspirativität, 
hat sich so verselbstständigt, daß in der 
zweiten Hälfte der achtziger Jahre, als es 
durchausmöglich war, diesenkleinenKreis 
von Oppositionellen zu öffnen, diese 
Sachzwänge immer noch vorgeschoben 
wurden. Wir waren so in unserem Schema 
verfangen, daß wir es nicht geschafft ha- 
ben, die veränderte Situation ab 1987 ein- 
zubeziehen. Die Niederlage der Stasi 1987 
bei der Zerschlagung der Umwelt-Biblio- 
thek war meines Erachtens ein Signal, daß 
die Herrschenden nicht mehr in der alten 
Weise Repressalien ausüben können. Es 
hätte in sehr vielen Zusammenhängen und 
auch durch eine breitere Diskussion eine 
Öffnung unserer Konspiration geben kön- 
nen. Aber das ist nicht passiert. 
Wolfgang: In der KvU gab es als einer 
Gruppe, die im Wesentlichen nicht 
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konspirativ zu arbeiten brauchte, von jeher 
einerelativ große Offenheit, inder Umwelt- 
Bibliothek wurde das öffentlich gemacht, 
was Öffentlich gemacht werden konnte. In 
anderen Kreisen führte die Anschaffung 
von Maschinen wie den Computern dazu, 
daß die alte Konspiration immer fester zu- 
gemauert wurde. Dort fehlte selbst der Ver- 
such, Öffentlichkeit herzustellen. 
Andreas: Ich würde es heute auch so ein- 
schätzen, daß die Konspirativität übertrie- 
ben war. Wenn man die Stasiakten liest, 
weiß man, daß die sehr viel mehr wußten, 
als wir dachten. Sie wußten eigentlich al- 
les. Wir haben damals nicht gewußt, ob- 
wohl wir schon darüber diskutiert haben, 
was sie wissen und warum sie bestimmte 
Leute nicht verhaften oder ich so lange kein 
Einreiseverbot kriege. Es ist jetzt im 
Nachhinein natürlich leicht zu sagen, daß 
es klar ist: sie konnten es sich nicht mehr 
leisten, bestimmte Leute zu verhaften und 
bestimmie Dinge völlig zu unterbinden. 
Bodo: Es geht mir nicht um eine Schuldzu- 
weisung. Es geht mir darum, daß in ge- 
schlossenen Gruppenzusammenhänge, die 
sich auf eine Position eingeschworen ha- 
ben, sich leichter Herrschafts- und 
Machtstrukturen reproduzieren undhalten, 
als in Zusammenhängen, die eine eher offe- 
ne Struktur haben. 

Wolfgang: Ich denke, es kommt auch auf 
die Doktrinan. Der Marxismus-Leninismus 
ist nun leider sehr prädisponiert, solche 
Strukturen zu schaffen, während anarchisti- 
sche Auffassungen Machtstrukturen nicht 
allzusehr fördern, weil sie die Doktrin in 
Frage stellen. 

Bodo: Ich gebe ja zu, daß ich von der 
marxistisch-leninistischen Doktrin mehr 
verinnerlicht habe, als mir lieb ist. Aber 
mein Eindruck ist, daß in den anarchisti- 
schen Strukturen Machtpositionen erstein- 
mal abgelehnt wurden, aber die Führerper- 
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sönlichkeiten bestimmter anarchistischer 
Richtungen die unangefochtenen und all- 
gemein anerkannten Identifikationsfiguren 
waren. 

Wolfgang: So banal das klingen mag, es 
ist wichtig anzuerkennen, daß nicht alle 
Menschen gleich sind. Einige können bei- 
spielsweise besser reden oder denken als 
andere. Manche benutzen das, umsicheine 
Vormachtstellung vor den anderen zu vEI- 
schaffen. Andere versuchen das, was in 
ihren Zusammenhängen gefühlt und ge- 
dacht wird, für die anderen zu formulieren. 
Andreas: Aber ich denke, Bodo hat recht. 
Wenn man sich beispielsweise vorstellt, 
was passiert wäre, wenn 1936 Spanien 
anarchistisch geworden wäre... Bestimmte 
Dinge wärenmöglich gewesen, weilDurruti 
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an der Macht gewesen wäre, andere Dinge 
wären nicht möglich gewesen. 

Bodo: Ich finde es auch nicht tragisch, daß 

es bestimmte Begabungen, bestimmte Ex- 

perten gibt. Die Frage ist, wie weit sich aus 

einer Exklusivität Machtstrukturenergeben. 

Es ist ja möglich, daß es eine Kultur des 

Streitens gibt, wo alle zu Worte kommen, 

selbst die, die sonst unterdrückt werden, 

daß auch die Schwachen die Möglichkeit 

haben, sich zu akzentuieren oder wenig- 

stens ihre Interessen ZU formulieren. So 

etwas ist doch denkbar. 

Andreas: Ich glaube, daß geht nur dann, 

wenn man denen, die diese Fähigkeiten 
nicht haben, die Macht gibt, sichnichtüber- 
gehen zu lassen. Ich glaubenicht, daß wir es 
ganz natürlich lernen, die Schmerzgrenzen 
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von anderen Leuten nicht zu übergehen. 
Mir fällt da immer Dostojewskis 
Großinquisitor ein. 

Wolfgang: Es wäre wichtig, dafür ein 
Instrumentarium, ein Verfahren zu schaf- 
fen. 

Bodo: Für mich ist die Frage darüber hin- 
aus, wie sich politisch motivierte Leute, die 
einen progressiven Anspruch haben, für 
das Problem öffnen, daß sie an der Repro- 
duktion des ewig Alten teilhaben. Wer das 
für sich ausschließt und glaubt, er ist ein 
neuer Mensch, sozusagen der Vorbote der 
heilen Welt, der hat sich geirrt. Die politi- 
schen Ziele sind eine wichtige Sache, die 
Realität möglichst genau undrichtig einzu- 
schätzen eine andere. Sich dabei aber außen 
vor zu lassen, sich als absolut hinzustellen 
und einen Gruppenmaßstab in Front zur 
übrigen Gesellschaft zu setzen und neue 
Feindbilder aufzubauen, halte ich nicht für 
den richtigen Weg. | 
Andreas: Das ist das Problem, das im 
Westen als Antwort auf die K-Gruppen in 
den Friedensbewegungen, in der Ökologie- 
bewegungfastvollständigundinder AKW- 
Bewegung zumindestens inden gewaltfrei- 
en Teilen ein zentraler Punkt war. 
Wolfgang: Aber das gab es natürlich bei 
uns auch. Dieses jährliche DDR-weite Se- 
minar “Konkret für den Frieden” war eben 
deshalb so wesentlich, weil die Leute aus 
DDR-Gruppendortnichtzentrale Beschlüs- 
se faßten, sondernmiteinanderredeten, und 
Resolutionen für die Gruppen keinen bin- 
denden, sondern ehestens empfehlenden 
Charakter hatten. 

Bodo: Natürlich war “Konkret für den Frie- 
den” schon ein breiteres Spektrum, aber es 
waren Emissäre von Friedensgruppen und 
anderen politischen Zusammenhängen. Es 
hatte nichts mit der Gesamtgesellschaft zu 
tun 


Wolfgang: Aber die anderen wollten das 
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doch gar nicht. Als sie sich dann, 1989, 
engagieren wollten, fehlten ihnen natürlich 
die Möglichkeiten, sich zu akzentuieren. Es 
ist vielleicht zu viel verlangt, daß wir in so 
kurzer Zeitdie ganze Gesellschaftmissionie- 
ren sollten. 

Bodo: Das ist ja auch nicht das Problem. 
Das Problem ist, daß wir uns als etwas 
Besseres wähnten, als der Rest der Gesell- 
schaft. 

Wolfgang: Ich denke, daß es legitim ist, 
sich zu bemühen, ein besseres Beispiel zu 
geben. Als Avantgarde fühlten sich nur die 
von der K-Gruppen-Tradition geprägten 
Gruppen. 

Andreas: Andererseits war diebasisdemo- 
kratische Praxis auch in der westlichen 
Bewegung nicht so identitätsstiftend und 
führte nicht zu einer so veränderten 
Lebenspraxis, daß sie sich erhalten konnte. 
Es war am Ende dann doch zu anstrengend. 
Die Leute, die dasernsthaft gemachthaben, 
die das durchgestanden haben, sind übrig- 
geblieben. Aber sehr vielen Leuten war das 
zu anstrengend. Sie sind auf der Strecke 
geblieben und die Bewegung ist zerfallen. 
Eine sehr wichtige Reaktion war die Frage, 
für wen man das eigentlich tut. Die persön- 
liche Glückserfahrung hält sich bei diesem 
mühsamen Prozeß in Grenzen. Wenn es 
darum geht, Gewohnheiten zu verändern, 
sich selbst zu verändern, bestimmte 
Automatismen abzulegen, ist das so unan- 
genehm wie eine Psychotherapie. 

Aber ich sehe in diesen basisdemo- 
kratischen Verfahren den einzig praktika- 
blen Weg. In der Einsicht, daß wir alle 
keine Waisenkinder und keine Engel sind, 
müssen wir uns eine Struktur geben, die 
autoritäre Entwicklungen verhindert, auch 
wenn das für heutige Maßstäbe uneffektiv 
scheint. 

(Das Gespräch führte W. Rüddenklau) 
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IM?’s prozessieren 
gegen Hallenser Neues Forum 


Zur Erinnerung: Das Neue Forum Halle 
hatte in Umlauf befindliche Namenslisten 
von Inoffiziellen Stasi-Mitarbeitern (IM’s) 
öffentlich ausgelegt. (Siehe Beitrag von 
Frank Eigenfeld im "Bulletin" des Neuen 
Forums, Nr. 23) 

19 der4.500 IM’sleugnetendie Kon- 
takte zur Staatssicherheit und erzwangen 
einstweilige Verfügungen. Das Forum for- 
derte sie, auch aus Gründen der Wahrheits- 
findung, auf, Klage zu erheben. 13 Perso- 


nen taten dies. Bis auf sechs zogen alle die. 


Klagen jedoch wieder zurück. Das erste 
Prozeßergebnis: Das Neue Forum Halle 
wurde in erster Instanz dazu verurteilt, die- 
se Namen von den IM-Listen zu streichen. 
Dabei war nicht etwa die Behauptung un- 
richtig, daß die Betroffenen IM’s waren, 
sondern das Gericht begründete das Urteil 
mitdem Schutz von Persönlichkeitsrechten. 
Das Forum legte in fünf Fällen Berufung 
ein, Jetzt ging es in die zweite Instanz. 


Die mündliche Verhandlung vor dem 
Oberlandesgericht Naumburg fand am 
28.10.93 unter Vorsitz von Richter 
Klußmann statt. 

Ein erster stichpunktartiger ProzeB- 
bericht liegt vor. 


Fall I: M.S. 


Vorgeschlagener Vergleich: 

1. Der Beklagte erklärt, daß er die 
Liste mit den Daten des Klägers nicht mehr 
veröffentlichen wird, weil daran aus seiner 
Sicht kein Interesse mehr besteht. 

2. Beide Parteien erklären die Haupt- 
sache für erledigt und beantragen Gerichts- 
kostenentscheidung. 
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Erläuterung: 

Herr S. hat im Rahmen seiner Tätig- 
keit bei der Deutschen Reichsbahn dem 
MfS Berichte geliefert. Er bestreitet das 
nicht, weist aber darauf hin, daß es sich 
ausschließlich um Informationen über 
dienstliche Belange aus dem technischen 
Bereich handelte, was auch von der Gauck- 
Behörde in ihrer Aktenauskunft bestätigt 
wurde. 

Das Neue Forum hat dem Vergleich 
zugestimmt, in seinem Listenexemplar die 
Daten zu S. zu löschen. Das bedeutet eine 
Halbherzigkeit, da die Tatsache, daß Herr 
S,vomMfS als IM geführt wurde, natürlich 
bestehenbleibt. 

DerRichterließ durchblicken, daß er 
geneigt ist, dem Spruch des Amtsgerichts 
Halle stattzugeben, das den Schutz der Per- 
sönlichkeit des Klägers höher bewertet als 
das Interesse der Öffentlichkeit nach Auf- 
klärung. Auf Anraten der Anwälte gab das 
Neue Forum in diesem Falle nach, da aus 
der Gauck-Auskunft gegen Herrn S. wenig 
vorzubringen ist. 

BeiderGerichtskostenentscheidung, 
d.h. der Verteilung der Kosten auf beide 
Parteien, wird sich zeigen, inwieweit das 
Gericht die Tatsache berücksichtigt, daß er 
zu Recht auf der Liste stand. Diese wird am 
25.11.93, 9.00 Uhr, vor dem OLG 


Naumburg verkündet. 


Fall II: G.H. 


Frau H. ist Besitzerineines Caf&s, das Treff. 
punkt von Hauptamtlichen des MfS war. 
Nach Gauck-Auskunft hatte sie ein Zim- 
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mer in ihrer Wohnung (über dem Cafe) als 
KW (konspirative Wohnung) zur Verfü- 
gung gestellt. Für dessen Nutzung gab es 
als konspiratives Zeichen zwei gleiche An- 
sichtskarten vonHallemitidentischemText, 
die mansich gegenseitig zeigte. Füreventu- 
elle Nachfragen wurde vereinbart, daß Frau 
H. sagen sollte, ein Schwager vonder Küste 
würde das Zimmer zeitweilignutzen, wenn 
er dienstlich in Halle zu tun habe. Frau H. 
wurde mehrfach für die gute Zusammenar- 
beit mit Prämien und Geschenken bedacht. 
Eine Verpflichtungserklärung wurde am 
13.11.89 vom MfS “aus Sicherheitsgrün- 
den” vernichtet. 

Frau H. leugnet bis heute jegliche 
Zusammenarbeit mit dem MfS. 

DervomGericht vorgeschlagene Ver- 
gleich (das Neue Forum unterläßt die Nen- 
nung ihrer Daten, als Gegenleistung unter- 
läßt es Frau H., das Neue Forum der Lüge 
zu bezichtigen) wurde von Frau H.‘s An- 
walt mit der Begründung abgelehnt, daß 
die Presse ja dann schreiben könne, daß 


er 
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Frau H. zu Recht auf der Liste steht. Auch 
die Vorhaltung des Richters, daß bei 


. Weiterverhandlung Einzelheiten auf den 


Tisch kommen, an deren Bekanntwerden 
Frau H. nicht gelegen sein kann, änderten 
nichts. 

Weiter verhandelt wird am 
25.11.1993, 9.00 Uhr, vor dem OLG 
Naumburg. 


Gedächtniswiedergaben aus der 
Verhandlung: 


Die Richter erschienen mit 20minütiger 
Verspätung und blieben solange an der 
geöffneten Tür stehen, bis alle Besucher in 
Hab-Acht-Stellung verhartten, was wegen 
entrollter Zeitungeneinige Zeit dauerteund 
mit mißbilligenden Blicken von Seiten der 
Richter quittiert wurde. Dem Hohnlacher 
einer Besucherin während der Verhand- 
lung folgte die Bemerkung des Richters: 
“Lachen können sie draußen”. Ihre Ant- 
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wort“ Aberatmendarfichdoch wohl” blieb 
unerwidert. 


Ein paar Kostproben von Richter 
Klußmann: 

Es gehehier darum, ob das Neue Forum die 
Kläger als Stasimitarbeiter kenntlich ma- 
chen dürfe. ‘“Wie lange haben sienoch vor, 
die Listen auszulegen? 1, 2, 3 Jahre?” 

Der Senat neige dazu, es ähnlich zu 
sehen wie das Landgericht, daß der 
Persönlichkeitsschutz höher zu bewerten 
sei als das Bedürfnis der Öffentlichkeit 
nach Information, dennes sei fraglich “wel- 
che Öffentlichkeit das ist” und “Informa- 
tionsbedürfnis für wen?” 

“Die Stasi hatte auch ein Informa- 
tionsbedürfnis und hat dabei allen Unsinn 
gesammelt” und, wie bekannt, “hat es ihr 
wie König Krösus nützlich sein können.” 

“Irgendwann hören Informationen 
auch auf, nützlich zu sein” (“da hört der 
geballte Unsinn auf”). 

Er gäbe zu bedenken: 

Ende 1989 und 90 war das Öffentlichma- 
chen von Stasimachenschaften und -untaten 
ein dringendes Öffentliches Interesse, um 
möglichen Betroffenen die Angst zu neh- 
men und ihnen die Möglichkeit zu geben, 
ihren Bekanntenkreis neu zu ordnen, 

1991 verschwand dieses Interesse, 
weil die Stasi keine Gefahr mehr darstellte. 
“Je länger die Sache her ist, verliert sie das 
öffentliche Interesseundes wird zum priva- 
ten Interesse, so etwas zu verbreiten.” Die- 
ses private Interesse sei “nicht schüt- 
zenswert”. 

Das Neue Forum solle also beden- 
ken, ob es nicht aufhören könnte, so etwas 
zu verbreiten: “Einen Schlußstrich ziehen!” 

“Sie glauben, ein Recht darauf zu 
haben, und sie meinen, sie hätten es auf 
Dauer. Wenn sie darauf verzichten, können 
sie das Schicksal vermeiden, daß man es 
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ihnen verbietet.” 

Das Geld für den Bundesgerichtshof 
auszugeben sei sinnlos. Das könne man 
besser ausgeben. “Machen sie sich einen 
fröhlichen Abend!” Dennirgendwann wür- 
deein Gericht mit Sicherheit sagen: ab jetzt 
besteht kein Interesse mehr. 


Rechtsanwalt Brandt: 

Das öffentliche Interesse besteht weiterhin, 
solange auf der Liste z.B. Rechtsanwälte 
stehen, die auch vor diesem Gericht noch 


immer auftreten. 


Beisitzer: 

Differenzierung sei notwendig. Bei seriö- 
sen Personen, die z.B. im öffentlichen Le- 
ben stehen, sei es sicher ein anderer Fall als 
bei “OttoNormalverbraucher” (“einemklei- 
nen Bahnangestellten”). Man müsse den 
Stasi-Mitarbeitern die Möglichkeit geben, 
“aus der Anprangerung herauszukommen”., 


Richter Klußmann (im weiteren Verlauf 
der Verhandlung): 

“Djealten bolschewistischen Kämpfer (“die 
armen Teufel, die abgedankt haben”) sind 
doch völlig ungefährlich”, wenn sie sich 
treffen und alten Zeiten nachhängen, “weil 
es doch so schön war unter König Erich”. 
Ob das Neue Forum wirklich die “Wach- 
samkeitstradition des MfS und des Arbei- 
ter- und Bauernstaates fortsetzen” wolle? 

Er, Klußmann, seieinmalinderDDR 
als Tourist gewesen und habe selbst ge- 
merkt, wie lächerlich diese Wachsamkeit 
gewesen sei, als er bei dem Versuch, einen 
Bahnhof zu fotografieren (“ich bin auf die- 
sem Bahnhof Soldat gewesen”), kontrol- 
liert worden sei. 

Es sei sehrachtenswert, was dasNeue 
Forum damals “vorwärtsgebracht habe” 
und darum würde es auch heute noch 
ernstgenommen, was hieße, das dessen 
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Auslegen der Listen schwerer wiege als die 
Veröffentlichung in der BILD-Zeitung 
(“Wenn BILD etwas Erfundenes über mich 
schreibt, da würde ich nichts unternehmen, 
bei der gleichen Behauptung des Neue 
Forum würde ich Schritte einleiten.””) 

Er gibt weiter zu bedenken, daß “der 
Honecker seine Parolen loslassen kann, 
ohne daß was passiert”. Warum sollte dann 
“die kleine Gabriele Hörold” möglicher- 
weise wirtschaftliche Schäden haben “weil 
eines Tages einer Zettel an ihr Cafe klebt’”? 

Die Veröffentlichung (Behauptung) 
ihrer IM-Registrierung sollte man denen 
überlassen, die von ihr geschädigt wurden. 

Abschließend darf Frank Eigenfeld 
für das Neue Forum sprechen: Er verweist 


auf die historische Dimension des Phäno- 
mens Stasi und daß man, um zu verstehen, 
wie es funktioniert hat, die einzelnen klei- 
nen Teile erkennen müsse. 
DerRichtererwidert, dieskönneman 
auch ohne konkrete Namensnennung. 


Am Ende bedankt sich der Richter, 
daß man es ihm leichtgemacht habe. Er 
habemitmehr Emotionund Unsachlichkeit 
gerechnet und sei darauf eingestellt gewe- 
sen, daß esschwierig sein würde, Ruheund 
Ordnung herzustellen. 

Er gebe zu, daß es ihm als Wessi 
schwerfalle, einem solchen Verfahren vor- 
zustehen, und daß ihm ein Vergleich der 
Parteien das Liebste sei. g.h. 


Im Jahre Zehn nach Orwell 
Der Staat rüstet zum universalen Lauschangriff auf die Bürger 


Es wird Ernst. Die Realitätsferne derer, die 
in diesem Lande regieren oder demnächst 
gern regieren wollen, hat einen Punkt er- 
reicht, der sich bedrohlich der Zerrüttung 
der Grundfesten dessen nähert, was trotz 
allem immer noch als Basis einer bürgerli- 
chen Demokratie gilt. Der gläserne Bürger 
wird inniger den je ersehnt, selbst das 
Feigenblatt des Datenschutzes ist zum Ver- 
welken verdammt. Unter der Maßgabe 
kleinlicher parteipolitischer Schachzüge 
begibt sich die SPD als einzige Partei, die 
wenigstensdas Gröbste, die Verfassungsän- 
derung im Sinne eines Herrn Kanther, ver- 
hindern könnte auf die Lauscherlinie. 

Die Philosophie, die hinter dem Ge- 
schehen steht, ist in Deutschland zwangs- 
läufig mit dem Hereinbrechen des Informa- 
tionszeittalters entstanden. Als sich der 
Briefverkehr zu entwickeln begann, wurde 
die Briefübermittlung monopolisiert und 
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einer einzigen, durch ihre Bindungen zum 
Herrscherhaus als durchaus zuverlässig 
geltenden Gesellschaft übertragen. Dies 
diente einerseits der Sicherstellung des für 
die Wirtschaft und den Staat notwendigen 
Nachrichtenverkehrs, vereinfachte anderer- 
seits die Überwachung mißliebigen 
Informationsaustauschesungemein. Sobald 
sich der Telegraph zu einem benutzbaren 
Mittel der Übertragung von Informationen 
entwickelte, wurde auchdieses Systemdem 
Monopol zugeschlagen. Nicht anders er- 
ging es dem Telefon, sobald es den 
Kinderschuhen entwachsen war. Immer 
spielte neben den Möglichkeiten des 
Geldverdienens und der besseren Admini- 
stration für den Staat das Moment der Kon- 
trolle des Informationsflusses eine gewich- 
tige Rolle. Gerade in Deutschland ist dies 
besonders ausgeprägt zu beobachten. Dank 
des Fernmeldemonopols der Post ist z.B, 
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das grundstücküberschreitende Ziehen ei- 
nes Kabels zu Zwecken der Kommunikati- 
onimmernoch genehmigungspflichtig. Die 
Preise für z.B. Telefongespräche sind so 
kalkuliert, daß die Anzahl der Telefonie- 
rendenbishernichtinRegionenanstieg, die 
den Aufbau neuer Infrastrukturerforderlich 
gemacht hätte. 

Da sich das Korsett dieser Vorstel- 
lungen nicht mehr mit der immer schneller 
werdenden Technologieentwicklung im 
Bereich der Telekommunikation und den 
Anforderungen der Wirtschaft vereinbaren 
läßt, mußten neue Wege gefunden werden, 
um den Bürger unter Kontrolle zu halten. 

Dazu zählen auf der einen Seite die 
Gestaltung von Standards wie den der 
digitalen Telefonsysteme, die neben der 
geforderten höheren Leistung auch noch 
ganz nebenbei die komfortabelsten Mög- 
lichkeiten der Überwachung bieten. 

Auf der anderen Seite soll dem po- 
tentiellen Übeltäter keine Chance gelassen 
werden, sich unbeobachtet zu fühlen. Egal 
ob in seiner Wohnung, in der Kneipe, im 
Schlafzimmer oder auf dem Klo, in seinem 
Betrieb oder in der Telefonzelle. Überall 
soll er sich unsicher fühlen. Also auch am 
Telefon. Nestor dieser Auffassungen von 
“Sicherheit” ist der ehemalige Präsident 
des Verfassungsschutzes Herold. Seine Ide- 
en vom Verhältnis Staat - Bürger unter- 
schieden sich nicht sonderlich von denen 
des Erich Mielke. Er wollte, daß der be- 
hördliche Datenschatten den Bürger “von 
der Wiege bis zur Bahre” begleiten sollte. 
Auf seinem Mist wuchs auch die Idee der 
flächendeckenden Anwendung der Raster- 
fahndung. Am liebsten hätte er einen 
permanenten Check aller verfügbaren Da- 
ten jedes Bürgers realisiert, um “bedrohli- 
che” oder ““anormale” Datenkonstellationen 
zu erkennen und dem Betreffenden “hel- 
fend unter die Arme zu greifen”. Im Zu- 
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sammenhang mit dem Druck der Proteste 
und Teilerfolgen gegen die Volkszählung 
wurden die gröbsten Begehrlichkeiten ab- 
gewürgt (Volkszählungsurteil des Verfas- 
sungsgerichtes ), aber nach wie vor sind 
insbesondere dem Datenschutz im Bereich 
Polizei / Geheimdienste enge Grenzen ge- 
setzt. Nahezu jeder Bericht eines Daten- 
schutzbeauftragten bemängelt immense 
Grauzonen für den Datenfluß zwischen 
Behörden und grobe Verstöße gegen gel- 
tendes Datenschutzrecht. Die bisher in die- 
sen Bereichen geltenden Vorschriften sol- 
len nun unter dem neuen magischen 
Feindbild “Organisierte Kriminaltät” auf 
ein Minimum reduziert werden, um einen 
reibungslosen Informationsaustausch zwi- 
schen unterbeschäftigten Geheimdiensten 
und der Polizei sicherzustellen. Nachdem 
die Aktionen der RAF nicht mehr als wirk- 
liches Feindbild mehrheitsfähig sind, wird 
die alles bedrohende Krake OrgK (so die 
inzwischen übliche Behördenabkürzung) 
genutzt, um die Maßnahmen durchzu- 
drücken, die mit dem alten Feindbild nicht 
realisierbar waren. Denn im Zuge der De- 
batte um den “Großen Lauschangriffs” sol- 
len nicht nur die Bürgerrechte beschnitten 
werden, die den Schutz von Wohnung und 
Privatsphäre betreffen, auch die Kompeten- 
zen der Schnüffler aus Polizei und Diensten 
sollen erweitert und angenähert werden. So 
kann dann jederim Zugeeiner Lauschaktion 
gegen einen benachbarten Kleindealer mit 
abgeschnorchelt werden (könnte ja sein, 
der Nachbar borgt sich gelegentlich mal 
etwas Salz oder so). 

Eine andere Ebene der staatlichen 
Suchtnach Kontrolle bewegt sich auf etwas 
höherem technischen Niveau, ist aber umso 
gravierender in ihren Auswirkungen falls 
es zur Realisierung kommen sollte. Eshan- 
deltsich um die fortlaufenden Versucheder 
Geheimdienste, ein Verbot der sicheren 
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Verschlüsselung privater Kommunikation 
durchzusetzen. Einige Teilerfolgehabensie 
bereits erzielt. Vorbild dieser Bestrebungen 
sind die Zustände in den USA. Dort haben 
die Geheimdienste, allen voran die NSA, 
das Wissen um sichere Verschlüsselungs- 
algorithmen zum Gut der nationalen Si- 
cherheit erklärt. Sie machen Firmen erheb- 
liche Schwierigkeiten, die solche Systeme 
mit dem Ziel entwickeln, sie an jeden Inter- 
essenten zu verkaufen. 

Es geht schlicht und ergreifend dar- 
um, Geheimdienste undandere Regierungs- 
institutionen zu den einzigen zu machen, 
die eine Information sicher verschlüsseln 
können. Anderen, wie etwa Banken und 
Wirtschaftsunternehmen sollen nur Syste- 
me zugänglich sein, die zwar dem intensi- 
veren Entschlüsselungsversuch anderer In- 
teressenten widerstehen, von entsprechend 
informierten und ausgerüsteten Diensten 
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aber decodierbar sind. Demnormalen Volk 
schließlich sollte möglichst keine einiger- 
maßenssichere Methodezur Verschlüsselung 
von Informationen zur Verfügung stehen. 
Es soll eine Art Dreiklassensystem der Si- 
cherheit entstehen. Daher arbeiten z.B. die 
einzigen in Deutschland kommerziell er- 
hältlichen und postzugelassenen Geräte zur 
verschlüsselten Übertragung von Telefonge- 
sprächen zwar mit einem einigermaßen si- 
cheren Code. Das Paßword für diesen Code 
aber wird ohne technische Notwendigkeit 
zentral von der Post vergeben, so daß es 
aufgrund der gesetzlichen Regelungen von 
jedem Geheimdienst bzw. der Polizei ange- 
fordert werden kann. 

Nicht zu übersehen sind die immer 
wiederkehrenden Hinweise von Oberge- 
heimdienstlern und -polizisten auf dieüber- 
legene technische Ausstattung der organi- 
sierten Kriminellen verweisen, Diese Si- 
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tuation ließe sich auf mehreren Wegen 
lösen. Einerseits durch mehr Befugnisse 
und technische Möglichkeiten für Polizei 
und Dienste, andererseits durch das Ver- 
bot des Verkaufs und der Verwendung 
von Geräten, die eine Überwachung er- 
schweren oder verhindern. Dem momen- 
tanen Stand der Diskussion nach werden 
wohl beide Wege beschritten. Der zweite 
läßt sich natürlich viel effizienter und un- 
auffälliger durchsetzen. Probleme gibt es 
im Wesentlichen noch mit der Wirtschaft, 
die sich im Zeitalter ausgereifter Industrie- 
spionage, die auch und gerade von Ge- 
heimdiensten unterstützt und betrieben 
wird, natürlichnichtmithalbsicheren Ver- 
fahren zufrieden geben will. Es steht zu 
vermuten, daß hinter den gemeinsamen 
Bestrebungen von Großkonzernen wie 
Veba und der Deutschen Bank, sich im 
Zuge der Aufgabe des Netzmonopols der 
Post ein eigenes Telefon- und Datennetz 
auf der Basis von bereits bestehenden Lei- 
tung (die z.B. parallel zu den Stromversor- 
gungstrassen liegen) und neu zu schaffen- 
den Netzstrukturen zuzulegen, auch der 
Wunsch nach sicheren, nicht abhörbaren 
Kommunikationsverbindungen steht. An- 
geboten werden soll dieses Netz vor allem 
Wirtschaftsunternehmen, die ein relativ 
hohes Informationsaufkommen bewältigen 
müssen. Durchdieprivatrechtliche Grund- 
lage des Ganzen wäre die Durchsetzung 
einer Abhörgenehmigung eher problema- 
tisch. Durch die damit mögliche standard- 
mäßige Verwendung sicherer Übertra- 
gungsverfahren wären auch andere Lau- 
scher vor ein Problem gestellt. Verfügbar 
soll dieses Netz wie gesagt vor allem für 
die Wirtschaft sein, der “normale” Bürger 
bleibt außen vor. Prinzipiell scheint in der 
Sphäre der deutschen Großkonzerne die 
Idee einer Ausweitung der Möglichkeiten 
zum staatlichen Lauschen nicht auf son- 
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derlich viel Gegenliebe zu stoßen. Offenbar 
befürchtet man, daß eigene Geschäfte , die 
bisher noch im total Verborgenen laufen, 
unter den Begriff “Organisierte Kriminali- 
tät” gestuft werden könnten. Auch scheint 
die Angst vor dem Abfluß von Informatio- 
nen an ausländische Konkurrenten, die in 
Zeiten weltweiter Krisen selbstverständlich 
indirekte staatliche Wirtschaftsförderung 
durch Geheimdienstinformationen über ihre 
Konkurrenz erhalten, größer als die Angst 
davor, Finanzspritzen von der Mafia zu er- 
halten. Daß z.B. die NSA, der geheimste 
Dienst in den USA, von Stützpunkten auf 
amerikanischen Militärbasen in der BRD 
nicht nur die östlichen Feindstaaten abge- 
hört hat, ist erwiesen. Zwar werden Fälle, in 
denen ein deutsches Unternehmen aufgrund 
solcher Aktionen einen Großauftrag verlo- 
ren hat, nicht öffentlich debattiert, aber 
intern wächst die Paranoia. 

Die technische Auswertung großer 
Mengen von Telefongesprächen ist längst 
kein Problem mehr. Wortbanksysteme, die 
gleichzeitig mehrere tausende angezapfter 
Telefonleitungen nach zehntausenden ge- 
speicherten Stichworten durchmustern, ge- 
hören inzwischen zur Standardausrüstung 
von Abhörzentralen. (Im Golfkrieg kursier- 
te der Tip, man solle bei Fern- und Aus- 
landsgesprächen des öfteren “Golf”, “Scud- 
Raketen”, “Saddam” oder irgendwelches 
arabisches Kauderwelsch sagen, um die 
Auswertesysteme der Amerikaner zu über- 
lasten.) 

In den USA, wie immer in solchen 
Belangen etwas weiter, versucht die Regie- 
rung im Auftrag ihrer Geheimdienste gerade 
einen Standard zur Verschlüsselung durch- 
zusetzen, der von Hause aus ein mit hohem 
technischen Aufwand versehenes Regie- 
rungsguckloch hat. Kernstück ist ein 
Verschlüsselungschip, dessen Codeüberein 
aufdenerstenBlick relativ sicheres Procedere 
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von einer Regierungsinstitution über eine 
Richtergenehmigung vom Hersteller ange- 
fordert werden kann. Schon bei der Vorstel- 
lung des Standards fanden die Leuchten der 
amerikanischen Kryptologie (die Wissen- 
schaft vom Ver- und entschlüsseln) mehre- 
re dramatische Lücken, die einerseits ent- 
sprechend finanziell ausgestatteten priva- 
ten Interessenten und andererseits Geheim- 
diensten die Umgehung der Sicherungen 
erlauben könnten. 
Federführend in derlei Bestrebungen 
in Deutschland ist eine seltsame Behörde, 
das Bundesamt für die Sicherheit in der 
Informationsverarbeitung, kurz BSI. Offi- 
zielles Tätigkeitsfeld dieses Amtes ist die 
Entwicklung und Prüfung von Technologi- 
en der sicheren Informationsverarbeitung 
für Bundeseinrichtungen unddie Industrie. 
Das Personal des BSI setzt sich vorrangig 
aus “ehemaligen” Geheimdienstlern zusam- 
men, die sich in ihrem jeweiligen Dienst 
mit EDV, Kryptolgie und Computerkrimi- 
nalität befaßt hatten. Des weiteren sind 
Leute aus der universitären Forschung da- 
bei, die ihre Seele an den Staat verkauft 
haben, sowie einige schon länger staatlich 
besoldete Juristen. Endziel der Arbeit des 
BSI soll nach allem was bisher bekannt 
wurde eine Art Monopolbehörde für 
Datensicherheit in allen Bereichen der Bun- 
desrepublik sein. Die engen personellen 
Verflechtungenlegenden Schluß nahe, daß 
hier eine Schnittstelle aller Geheimdienste 
und Polizeien in Sachen Verschlüsselung, 
Entschlüsselung und Datenspionage ent- 
steht. In eigenen Visionen sieht sich das 
BSI als Keimzelle einer europaweiten Ein- 
richtung mit derartigen Aufgaben. Da sich 
im BSI vorrangig Leute konzentrierthaben, 
die zielstrebig die Möglichkeiten der mo- 
dernen Kommunikationstechnologien 
ausloten, um sie für staatliche Interessen 
nutzbar zu machen und deren Anwendung 
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durch Leute mit anderen Zielsetzungen zu 
unterbinden, wurden schon bald nach der 
Gründung zahlreiche Kompetenzen Rich- 
tung BSI umverteilt. In der Außendarstel- 


lung ähnelt das BSI verblüffend dem Geba- 


ren eines Geheimdienstes. So werden in 
Interviews auf Fragen zu interessanten The- 
men grundsätzlich nur Wortblasen abge- 
sondert und ansonsten die immensen Ge- 
fahren für Staat, Recht, Eigentum, Regie- 
rung, Gesundheit und Wohlergehen jedes 
Einzelnen durch die finsteren Machen- 
schaften der Organisierten Kriminalität 
bzw. der Hacker beschworen. 

Ein weitere sehr wesentlicher Be- 
reich der unter dem Schlagwort “Großer 
Lauschangriff” zusammengefaßten Inten- 
tionen ist die Erweiterung der Möglichkei- 
ten zum Einsatz von Wanzen und verdeck- 
ter Videoüberwachung. Die technischen 
Möglichkeiten auch zur Überwachung von 
Wohnräumen sind heute so weit entwik- 
kelt, daß ohne Anfangsverdacht die 
Aufspürung vonderartigem Gerätsehr kom- 
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pliziert ist. Die verdeckte Observation von 
öffentlichen Orten wie Hauptpostämtern, 
großen Bahnhöfen u.ä. die nach der Vor- 
stellung paranoider Geheimdienstler als 
konspirative Übergabeorte taugen, wurde 
im Zuge der RAF-Fahndungen im Westen 
realisiert. Die Aktion von Bad Kleinen läßt 
vermuten, daß ähnliches auch im Osten 
aufgebaut bzw. von der Stasi übernommen 
wurde. 

Schlagworte wie“ Generalprävention” 
werden bemüht, um die endgültige Entsor- 
gung störender Bürgerrechts-Altlasten in 
der Verfassung zu legimitieren. Zu Deutsch: 
nur wenn jeder zu jeder Zeit Angst haben 
muß überwacht zu werden, kann das Ver- 
brechen vermindert werden. Das “Organi- 
sierte Verbrechen”, das als universale Be- 
gründung all dieser Maßnahmen dient, wird 
von nahezu der gesamten bundesdeutschen 
Presse unisono zu einem gigantischen 
Bedrohungsmonster aufgebauscht. Eine Art 
Eigendynamik der Diskussion und Argu- 
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mentation führt zu einer immer bedrohli- 
cheren Perspektive. Das sich die Bereiche 
von Organisierter Kriminalität , “seriöser” 
Wirtschaft und Politik immer näher über- 
schneiden macht sich insofern problema- 
tisch bemerkbar, als das immer mehr In- 
formationen bei Überwachungsaktionen 
anfallen, deren Bekanntwerden äußerst un- 
angenehme Folgen auch für Angehörige 
der “politischen Klasse” haben. Durch die 
teilweisen intimen Zusammenhänge von 
deutscher Journaillie und Geheimdiensten 
sind hier interessante Überraschungen zu 
erwarten, wie etwa in Baden Würtemberg, 
wo flächendeckende Abhörprotokolle von 
Restaurants und Hotels gemacht wurden, 
in denen neben Mafiosis auch ein führen- 
der CDU-Politiker verkehrte, der am Tele- 
fon ausführlich seine politischen Strategi- 
en erörterte. Die Protokolle fielen dann 
durch ein Sicherheitsloch in die Schreib- 
tischschublade des einen oder anderen Jour- 
nalisten. Ito, 


31 


Ich bin schon hier 
oder wie ein Senator dem Verkehrsstau hinterher rennt! 


Vor langer, langer Zeit stritten sich Ha(a)se 
und Igel, wer denn von beiden im Wettlauf 
schneller sei. Manche werden sich noch an 
den Ausgang der Geschichte erinnern. Ir- 
gendwie hatte der Ha(a)se die falsche Tak- 
tik, war zu dumm und hatte somit keine 
Chance. 

Dies weist uns auf Heutiges hin. In 
Berlin gibt es einen Verkehrssenator na- 
mens Haase (CDU). Dieser soll die 
Verkehrsprobleme lösen. Normalerweise 
ist er Senator aller Berliner, leider vergißt 
dieses Herr Haase öfter. In einer Untersu- 
chung von 1982 hattenallein die 20- bis 45- 
jährigen einen Führerscheinanteil von über 
50 Prozent. Dieser Anteil hat sich inzwi- 
schen erhöht. Es kann pro 10 Jahre von 
einer Zunahme von 8 Prozent ausgegangen 
werden. Somit ist die Mehrheit der anderen 
Altersgruppen entweder gar nicht oder nur 
als Minderheit motorisiert. Diese sind dann 
auf den, wie es so schön heißt, Öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV) angewiesen. 
Sie genießen am Autoverkehr nur die Ne- 
benwirkungen. Lärm der in Kreuzungsbe- 
reichen bis 85 Dezibel liegt, Abgase die zur 
Ausbildung neuer Krankheitstypen führen 
und die Gefahr durch einen dieser 
Blechsärge an- oder umgefahren zu wer- 
den. 

Der Herr Haase möchte nun die 
Straßeninfrastruktur so weitausbauen, daß 
selbst unsere vielen, vielen Neuwagen ge- 
nug Platz zum Fahren haben. Denn sonst 
wären neue Autos ja vollkommen sinnlos. 
Nicht, daß Herr Haase etwa von Mercedes 
oder VW bezahlt würde, nein bestimmt tut 
er dies nur für den Aufschwung unserer 
Wirtschaft und die soziale Sicherheit. 
Mobilität ist das neue Zauberwort. Es geht 
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nicht mehr um “Freie Fahrt für freie Bür- 
ger”, nein es geht um die Attraktivität des 
Standortes Berlin. Ein neuer Name für die 
selben Fehler. 

Angetreten ist Haase mit dem Ver- 
sprechen Busspuren des “Rot-Grünen”-Se- 
nats wieder zuentfernen. Dadiese Stausder 
Pkw’s verursachen. Dies brachte ihm auch 
einige Wählerstimmen. Die gibt es an den 
gleichen Stellen nun aber ohne Busspuren. 
Nebenbei fielen dabei auch solche Funktio- 
nen der Busspuren, wie ein funktionieren- 
des Rettungssystem weg. Vorbei waren die 
Zeiten des am Stau vorbeifahrenden Kran- 
kenwagens. Auf so etwas zu verzichten, 
entbehrt schon nicht einer gewissen Arto- 
ganz. Weil Busspuren halt international 
sich durchsetzen, sollten jetzt auch in Ber- 
lin wieder neue Busspuren eingeführt wer- 
den. Dazu wurden über 300 Kilometer in 
Berlin beantragt. Nach der Einigung zwi- 
schen CDU und SPD blieben noch 200 
potentielle Busspurenkilometer übrig. Nun 
ließ der Herr Haase 100 Kilometer prüfen. 
Seine “Experten” empfahlen ihm davon 
noch 14 Kilometer. Dann kam der all- 
mächtige Rotstift des Senators und übrig 
blieben 8,5 km. Schade vielleicht hätten wir 
endlich im ÖPNV schnelle Verbindungen 
gehabt, welche zum Umsteigen locken. 

Obwohl, da lockt doch bald über- 
haupt nichts mehr. Im Januar werden die 
Preise für den Berliner Nahverkehr wieder 
erhöht. 

Eine Aussetzung der Preiserhöhung 
wie siealleanderen Parteienforderten, lehnte 
Herr Haase und die CDU natürlich ab. 
Diese Herren und Damen fahren halt nicht 
Bahn. 

Aber unser Haase, war ja schon im- 


telegraph 12/93 


mer etwas schneller. Leider nur nicht beim 
Denken, Höhere Preise, da werden einfach 
weniger Leute Fahrscheine lösen. Oder die 
nette Idee mit der ersten Klasse in U-und S- 
Bahn. Für mehr Geld mehr Platz, da sich 
diese dann nur wenige Leute leisten kön- 
nen. Dafür sind die normalen Wagen dann 
noch voller. Mehr Weltfremdheit geht gar 
nicht mehr. Der Senator sollte vom 
Abgeordnetenhaus zwangsverpflichtet wer- 
den, den ÖPNV zu benutzen. Dann wäre er 
hoffentlichvor weiterensolchenHirmgespin- 
sten gefeit. Ja ja, im Dienstwagen ist immer 
genug Platz. Die Taktfrequenz müßte er- 
höht werden, Herr Haase verringert sie. In 
dieser Funktion sollte einem doch wirklich 
bekannt sein, daß der ÖPNV kein finanzi- 
elles Geschäft, sondern ein Element der 
Stadigestaltung und Stadtplanung ist. 
Für die Stadtplanung istseinKollege 
Hassemer verantwortlich. Den scheint er 
abernichtpersönlich zukennen. Sonstkönn- 
te es ja noch passieren, daß sich beide 
einmal über Konzepte und Problemfragen 
austauschen. Haben sich beide einmal über- 
legt, wieviel Verkehr das Einkaufszentrum 
in Waltersdorf erzeugen wird. Dorthin gibt 
es noch nicht einmal eine S-Bahnverbin- 
dung. An solchen Stellen zeigt sich deut- 
lich, was 1990 auf dem Münchner 
Stadtplanungsgipfel als Hypothese geäu- 
Bert wurde, mit diesem Senat und der 
Hauptstadtfrage (damals glaubten auchnoch 
einige an Olympia (haha)-die Red.) werden 
die Mittel einer vernünftigen Stadtplanung 
ausgehebelt und die daraus resultierenden 
Spätfolgen müssen Jahrzehnte später be- 
seitigt werden. Gemeinsam mit dem Land 
Brandenburg hätte Waltersdorf verhindert 
"werden müssen oder mit solchen Auflagen 
versehen werden müssen, daß nicht soviel 
Verkehr indiziert wird. 
Zur Gestaltung von Stadtteilgebieten 
gehört auch der Verkehr. Ein Lied davon 
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können die Bewohner der Berliner Gleim- 
straße singen. Seit Anfang November ha- 
ben sie das Vergnügen an einer Verbin- 
dungsstraße zwischen Wedding und 
Prenzlauer Berg zu wohnen. Bisher war die 
Durchfahrt nicht möglich da der Gleimtun- 
nel geschlossen war. Gegen die Öffnung 
des Gleimtunnels gab es eine aktive 
Kiezgruppe, welche versuchtemit Gegenöf- 
fentlichkeit die Öffnung zu verhindern. Sie 
wurden unterstützt von verschiedenen Ber- 
linerGruppen. Die Widerstandsformen hier 
waren lustig und bunt. Sie reichten von 
Blockaden bis zu Festen für die ganze Fa- 
milie.DochdieK.oalition von verkehrspoli- 
tischen Betonköpfen bis hin zu den 
Republikanern, setzte sich durch. Zur Öff- 
nung fandnnoch ein Gegenfrühstück aufder 
Straße statt. Die Frühstückenden wurden 
von der Polizei von der Straße entfernt und 
bekamen Anzeigen. Das ist bürgernahe 
Verkehrspolitik. Bezeichnenderweise fuhr 
als erstes Auto dann ein PKW mit“Zivilen” 
durch den Tunnel. 

Herr Haase sie können noch so viele 
Tunnel öffnen, Straßen und Stadtautobah- 
nen bauen, Busspuren und Radwege ver- 
hindern, der Stau wird immer vor ihnen da 
sein. 

Der Hase fiel im Märchen erschöpft 
um, bleibt nur zu hoffen, daß Herr Haases 
Stuhl fällt. Und wenn wir nicht gestorben 
sind, wird uns morgen eine Koalition belie- 
biger Schattierung weiter unter Gas setzen. 

Dirk Schneider 
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Jelzins Diktatur 
Zu Ablauf und Folgen der ‘Rettung der Demokratie” 
durch einen Putsch | 


Wir haben im letzten “telegraph” gegen die simplen Deutung der russischen Ereignisse 
durch das Westberliner Autonomenblatt “Interim” ineinem Kommentar polemisiert, hatten 
aber zum Putsch nicht genügend Material, um die ganze Differenziertheit der Situation 
darzustellen. Diesen Versuch unternahm die Zeitschrift “Graswurzelrevolution” in einem 
Beitrag in der Dezembernummer, den wir im Folgenden abdrucken. Zum Hintergrundver- 
ständnis verweisen wir auf unsere Beiträge “Zur russischen Linken” und “Faschisten in 
Osteuropa” in “telegraph” 9/93. Allerdings zeigt sich, daß genau diese und andere 
strukturellen Hintergrundkenntnisse dem Autor des vorliegenden Artikels fehlen, sodaß er 
dann oft zu grob vereinfachten Auffassungen kommt. Beispielsweise führt er wohlmeinend 
die Ansichten der Nachfolger der alten Staatsgewerkschaften an, die sich in der Regel als 
“unabhängig” bezeichnen, aber eben mit der alten Wirtschaftsbürokratie zusammenhängen 
und von daher positioniert sind. Demgegenüber gibt es eine ganze Palette von sogenannten 
“freien” Gewerkschaften, darunter als seriösesteste Dachverbände die “Sozprof” und die 
“SMOT”, die allerdings meist für Jelzin und für Privatisierung der Betriebe eintreten, wenn 
auch oft in der Variante der Besitznahme durch die Belegschaft. Mit einfachen Mustern wie 
Sozialismus-Kapitalismus sind die russischen Verhältnisse kaum zu verstehen, genauso 
wenig wie mitden Klischees von formaler Demokratie und Diktatur. Immerhin ist die Stärke 
des Beitrags die Vielzahl der gebotenen Fakten und Zitate. 


So ist das mit der Demokratie: wenn die 
Einführung der Marktwirtschaft auf Hinder- 
nisse stößt und ein Präsident, der diese 
Marktwirtschaft im Interesse westlicher 
Wirtschaftshilfe, die nicht in den Sand ge- 
setzt sein soll, durchsetzen will, dann wird 
im Westen selbst schon mal ein Auge zu- 
gedrückt, wenn dabei Späne fallen. 

Der angebliche Verteidiger der De- 
mokratie in Rußland, Jelzin, griff zu höchst 
undemokratischen Mitteln: am 21. Septem- 
ber 1993 setzte er per Dekret wie zu besten 
staatskommunistischen Zeiten das Parla- 
ment außer Kraft, entgegen der geltenden 
Verfassung. Der Westen begründete diesen 
offenen Verfassungsbruch und die westli- 
chen Medien berichteten plötzlich über die 
Verteidiger des “Weißen Hauses” in Mos- 
kau ganz anders, als sie noch vor zwei Jah- 
ren berichteten, als Jelzin es gegen de 
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Militärputschisten vereidigte. 

Es ist immer wieder faszinierend, 
wie die westlichen Medien eine offensicht- 
lich vergleichbare Situation auf einmal auf 
eine ganz unterschiedliche Weise den 
ZuschauerInnen nahebringen: das Parla- 
ment, das sich zwei Wochen verbarrika- 
dierte, ohne Strom und Wasser, wird nicht, 
wie noch vor zwei Jahren, als Hort der 
Demokratie geschildert, der sich gegen sei- 
ne Außerkraftsetzung wehrt - mit bis in die 
personellen Zusammensetzung denselben 
ParlamentarierInnen wienoch vor zwei Jah- 
ren-,sondernalsOrtderZusammenrottung 
vonmiteinander verbündeten Nationalkom- 
munistInnen und FaschistInnen, die die 
Demokratie stürzen wollen. 

Und Jelzin, der Putschist, wirdnach 
wie vor als der einzige Vertreter der Demo- 
kratie hochgehalten, wenngleich die über 
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200 Toten, die der Armee-Einsatz bei der 
Erstürmung des weißen Hauses am 4. 
Oktober gefordert hat, nicht angenehm 
sind. Doch das Bild eines Blutbades, das 
zum Beispiel Erinnerungenan Tienanmen 
1989 wecken könnte, will keinem Korre- 
spondenten in den Sinn kommen. 
Solche Vergleiche müssen wir 
schon selbst, das heißt gegen den 
manipulativen Konsens der Medien an- 
stellen. Denn selbst als Jelzin seinen neu- 
en, komplett autoritären Verfassungs- 
entwurf präsentierte, nach dem der Präsi- 
dent das im Dezember neu zu wählende 
Parlament willkürlich auflösen kann, 
wenn ihm sein Kurs nicht paßt, hält sich 
der demokratische Aufschrei im Westen 
in Grenzen. Sogar ein offener Wortbruch, 
wie das Vorhaben Jelzins, sich nicht wie 
geplant nach den Parlamentswahlen ei- 
ner neuerlichen Präsidentenwahl zu stel- 
len, führt im Westen nicht etwa zu einem 
Wirtschaftsembargo oder jenen Maßnah- 
men, die üblicherweise eingeleitet wer- 
den, wenn andernorts eine Demokratie 
gefährdet ist, sondern zum Verständnis 
darüber, daß der nun einmal eingeleitete 
Reformprozeß nicht durch eine Abwahl 
seines Hauptprotagonisten auf halber 
Strecke gestoppt werden dürfe. 
Die Situation Moskauer 
AnarchistInnen 
Um ein unabhängigeres Bild von den 
Vorgängen zu bekommen, kann es be- 
hilflich sein, die Aussagen der verschie- 
denen anarchistischen Gruppierungen zu 
betrachten, die sich seit den Jahren der 
Perestroika in Rußland etabliert haben. 
Es gibt unterschiedliche Gruppierungen 
und es gab in den Tagen des Oktober 
diesen Jahres auch unterschiedliche 
Verhaltensweisen unter den anarchisti- 
schenGruppen.Dasliegtankontroversen 
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bisherigen Einschätzungen der Politik Jelzins 
und an der jeweils nach Gruppierung konse- 
quenten und weniger konsequenten Form der 
Kritik der Marktwirtschaft, die in Rußland 
derzeit eingeführt wird. 

Sohattedie OrganisationKAS (“Kon- 
föderation der Anarchosyndikalisten”) zu- 
weilen sogar prokapitalistische Positionen 
vertreten und bei den aktuellen Ereignissen 
nach Aussagenihres Mitglieds MichailZovma 
vom 10.10.93 “das Parlament nicht mit- 
verteidigt”. Trotzdem hat sich in der KAS 
spätestens durch die jüngsten Ereignisse eine 
klare Kritik am Autoritarismus Jelzins und 
seiner Wirtschaftspolitik herausgebildet. 

Eine andere Gruppierung, in der 
AnarchistInnen mitarbeiten, heißt IREAN 
(“Initiative Revolutionärer Anarchisten und 
Liga der Grünen Parteien”). Sie hatte als 
Gruppe keine offizielle Position zur Unter- 
stützung einer der beiden um das Weiße Haus 
kämpfenden Seiten. Ein MitgliedvonIREAN 
war allerdings vor Ort anwesend. Er bezeug- 
te, daß Leute aus linksradikalen, trotzkisti- 
schen, linksmarxistischen Gruppen sowie 
Punks und Anarcho/a-Punks als erste ver- 
suchten, in der Nacht vom 21. auf den 22.9, 
nachdem Jelzin das Parlament für aufgelöst 
erklärte, Barrikaden um das Weiße Haus zu 
errichten und es damit zu schützen. Sie seien 
jedoch schnell von faschistischen Gruppie- 
rungen geschlagen und vertrieben worden. 
Auch das IREAN-Miitglied ist von Faschi- 
sten verprügelt worden. Es gehört zu den 
Kennzeichen der Verteidigung des Weißen 
Hauses um Parlamentspräsident Chasbulatow 
und Ruzkoi, die die wichtigsten Gegenspieler 
Jelzins waren, daß sie die Barrikaden haupt- 
sächlich von nationalkommunistischen und 
faschistischen Gruppen aufbauen und vertei- 
digen ließen, womit sie sich selbst diskredi- 
tierten und der gewaltsame Ablauf der Ereig- 
nisse bereits vorbestimmt war. Daß die 
faschistische “Russische Nationale Einheit” 
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um Barkaschow, die gefährlichstemilitant- 
faschistische Gruppe in Rußland, eine we- 
sentliche Rolle bei der Verteidigung des 
Weißen Hauses gespielt hat, wird vom 
Moskauer Antifa-Zentrum bezeugt und so- 
gar von Alexander Buzgalin, Ex-ZK-Mit- 
glied der KPdSU und Ex-Mitglied der 
“Marxistischen Plattform” in der KPdSU, 
heute tätig innerhalb des Bündnisses PdA 
(“Partei der Arbeit”), der selbst Verteidiger 
des weißen Hauses war, bestätigt: 

“Es war einer der gefährlichsten 
und sogar kriminellen Fehler von Ruzkoi 
und anderen Verteidigern des Weißen Hau- 
ses, eine Einheit mit Nationalisten und 
semifaschistischen Gruppen zu bilden.” (In- 
terview am 11.10.93) Die PdA ist ein Zu- 
sammenschluß von Anarchosyndikalist- 
Innen, Mitgliedern der “Sozialistischen 
Partei” um den Ex-Dissidenten Kagarlitzki 
und ehemaligen Mitgliedern der “Marxisti- 
schen Plattform”. Die PdA arbeitet eng mit 
den ehemals parteikommunistisch domi- 
nierten Gewerkschaften zusammen, die ver- 
Suchen, sich von ihrer alten Rolle des 
“Transmissionsriemens des KPdSU-Wil- 
lens” in Gewerkschaftenumzuwandeln, die 
die Interessen der ArbeiterInnen tatsäch- 
lich vertreten. Innerhalb dieser Gewerk- 
Schaften ist während der Tage des Putsches 
von Jelzin und der Erstürmung des Weißen 
Hauses ein Generalstreik diskutiert, aber 
letztlich nicht durchgeführt worden, vor 
allem aus Angst vor Repression, aber auch 
weil es innerhalb der Betriebe mehrheitlich 
neue Gewerkschaften gibt, die immer noch 
auf Seiten Jelzins sind und dadurch ein 
Generalstreik, der alle ArbeiterInnen um- 
faßte, unmöglich war. Die PdA war wäh- 
rend der Ereignisse auf der Seite der 
ParlamentsverteidigerInnen. 

In einem Gespräch vom 7.10.93 
weist Vadim Damier von IREAN darauf 
hin, daß es drei Hauptgruppen gab, die das 
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Weiße Haus schützten, die StalinistInnen, 
die NationalistInnen und schließlich der 
immer größer werdende Teil derjenigen 
demokratischen Gruppen, die in Oppositi- 
on zu Jelzin standen. Damier weiter: 

“Außerdem gab es noch eine vierte 
Gruppe: die Jugendlichen, die aus reinem 
Protest auf die Straße gingen oder weil sie 
intuitiv verstanden, daß sieunterder Markt- 
wirtschaft keine Chancen zur Verwirkli- 
chung ihres Lebens haben.” 

Darüber war in den westlichen 
Medien natürlich nichts zu lesen. Für sie 
bliebeseinereinnationalistisch-kommuni- 
stische Zusammensetzung der Verteidiger- 
Innen des Weißen Hauses. Doch auch bei 
einerdifferenzierten Analysebleibt dasPro- 
blemeines offensichtlichen Bündnisses mit 
faschistischen Gruppen. So spricht Michail 
ZovmavonderKAS zumBeispiel voneiner 
Pressekonferenz der PdA, die von Faschi- 
sten geschützt worden sei. 


Der Ablauf und die Rolle der Gewalt 

Obwohl also die anarchistischen Gruppie- 
rungen unterschiedliche Positionen zu den 
Ereignissen einnahmen, lassen sich aus ih- 
ren Aussagen doch gemeinsame Ein- 
schätzungen vom Ablauf und den Folgen 
herausschälen. Vor allem die PdA hat nach 
dem Jelzin-Putschvom 21. September viele 
Demonstrationen organisiert. Dabei wurde 
sie vom Moskauer Sowjet (“Mossowjet”, 
real das Moskauer Stadtparlament) unter- 
stützt, derinzwischenals altkommunistisch 
diffamiert und aufgelöst worden ist. Dabei 
war der Mossowjet durchaus vergleichbar 
demokratisch legitimiert wie Jelzin (letzte- 
rer kann sich auf eine Präsidentenwahl und 
die Volksabstimmung über seinen Reform- 
kurs vom April 93 berufen), weil er wäh- 
rend der Perestroika aus freien Kandidaten- 
vorschlägen hervorging und keine Nomen- 
klatura der Partei mehr repräsentierte. Eine 
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dieserDemon- 
strationen 
durchbrach 
am 3.10. den 
zu dieser Zeit 
nur von einer 
Polizeikette 
bewachten 
Sperring um 
das Weiße 
Haus, wonach 
einige Jelzin- 
Polizeieinheiten 
zu den Vertei- 
digerInnen des 
Parlaments 
überliefen und 
eine Sieges- 
stimmung auf- 
kam, die 
prompt zueiner 
falschen Wahrnehmung der Kräfteverhält- 
nisse führte. 

Schließlich wurde versucht, die 
Fernsehstation im Moskauer Stadtteil 
Ostankino anzugreifen. Zwar meinte Alex- 
ander Buzgalin von der PdA, daß die 
Ostankino-Episode von Jelzin Provoziert 
war, um eine Legitimation für die Erstür- 
mung des Weißen Hauses zu bekommen, 
und daß die meistender DemonstrantlInnen, 
die zurnur von wenigen Polizisten bewach- 
ten Fernsehstation gingen, unbewaffnet 
waren, daß sie erst später von einer 
Jelzintreuen Spezialeinheit angegriffen 
worden seien und daß die meisten Toten 
auch in Ostankino unter den Verteidiger- 
Innen des Weißen Hauses zu finden waren. 
Die These der Provokation stützt auch 
Michail Zovma von der KAS: 

“Man ließ die Demonstranten die 
Polizei besiegen und die Menge war sehr 
enthusiastisch. Sie dachten, daß sie trium- 
phieren würden. Gleichzeitig provozierte 
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die Polizei sehr stark und in den Medien 
wurde laufend von Heckenschützen berich- 
tet. (...) Die einzigen Heckenschützen, die 
existierten, waren jedoch die des KGB (der 
KGB war auf der Seite Jelzins, d. Verf.). 
Diese erschossen auch Zivilisten in der 
Nähe des Weißen Hauses und in anderen 
Stadtteilen.” (10.10.93) 

Trotz dieser offensichtlichen Provo- 
kationen bleibt der Eindruck bestehen, daß 
mit dem Angriff auf Ostankino die Vertei- 
digung des Weißen Hauses zum bewaffne- 
ten Angriffüberging. Daß bewaffnete Grup- 
pen bei diesem Angriff dabei waren, läßt 
sich jedenfalls nicht bestreiten. Das wird 
auch zum Beispiel von Alexander Buzgalin 
(PdA) bestätigt. Er spricht von “einigen 
bewaffneten Gruppen”, und weiter: “Na- 
türlich war die Entscheidung, zum 
Ostankino zu ziehen, ein großer und sehr 
gefährlicher Fehler vonRuzkoi.” (11. 10.93) 

Es ist dies eine althergebrachte 
Putschistenvorstellung, über die Besetzung 
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des Fernsehsenders vor allem bei der Armee 
den Eindruck von Kontrolle zu erwecken 
und sie auf die eigene Seite zu ziehen. Die 
Unterstützung des Volkes spielte bei sol- 
chen Aufstandskonzeptenlediglich diejenige 
Rolle, den Angriff auf den Fernsehsender 
überhaupt zu ermöglichen. Deshalb wäre 
die Legitimation der VerteidigerInnen des 
Weißen Hauses wahrscheinlich weiter ge- 
stiegen, wenn die Verteidigung gewaltlos 
geblieben wäre. Die bereits spürbare 
Brüchigkeit der Jelzin-Administration wäre 
vertieft worden, wenn er keinen Anlaß ge- 
funden hätte - ob provoziert oder nicht -, das 
Weiße Haus zu stürmen. Dazu sagte Boris 
Kagarlitzki von der PdA in einem Gespräch 
am 7.10.: 

“Wir waren absolut davon über- 
zeugt, mit gewaltfreien Mitteln Widerstand 
leisten zu müssen. Der ganze Widerstand 
brach genau deswegen zusammen, weil zur 
Gewalt übergegangen wurde, und das ins- 
besondere ineiner Situation, inder der Staat 
das Monopol über die Streitkräfte besitzt. 
Die einzige Möglichkeit, diesen Kampf zu 
gewinnen, wäre gewesen, den Widerstand 
gewaltfrei und unbewaffnet fortzusetzen, 
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aber das wur- 
de von den 
Führern des 
Weißen Hau- 
ses unglückli- 
cherweise 
nicht ange- 
strebt. (...) Wir 
versuchten, 
Leutezuschüt- 
zen, die ver- 
prügelt wur- 
den, wir orga- 
nisierten Pro- 
pagandainner- 
halb der 
OMON-Ein- 
heiten (Jelzin-treue Sonderpolizei,d. Verf.) 
undder Armee. Aber all das wurde sinnlos, 
als zur Gewalt gegriffen wurde.” (7.10.93) 


Einschätzungen zu den Folgen 
Der über westliche Medien immerhin ver- 
mittelte Eindruck, daß sich die Bevölke- 
rung weitgehendneutral verhielt, wirddurch 
Vadim Damier von IREAN bestätigt: 

“Die Mehrheit (der Bevölkerung, 
d. Verf.) war insgesamt gleichgültig und 
war vor allem dagegen, daß die Politiker 
diese Schießerei in der Stadt organisierten. 
In diesem Sinn war die Reaktion meiner 
Meinung nach eher positiv, denn im Ge- 
gensatz zu früher gibt es kein Vertrauen in 
die Macht mehr. Aber das istnatürlich eine 
passive Position.” (7.10.93) 

Übereinstimmung unter den anar- 
chistischen Gruppierungen scheint in der 
Einschätzung der diktatorischen Konse- 
quenzen des Jelzin-Putsches zu liegen so- 
wie in der Zurückweisung der zynischen 
Position des Westens zu den Ereignissen. 
Dazu ebenfalls Vadim Damier: 

“Die westliche Position war natür- 
lich für diejenigen Leute hier, die sich für 
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Demokraten halten und trotzdem in Oppo- 
sitionzu Jelzin standen, einvölligerSchock, 
weil ganz klar wurde, daß Demokratie oder 
so etwas in der westlichen Motivation und 
Reaktion überhaupt keine Rolle spielte.” 
(7.10.93) 

Die Situationnach Jelzins Sieg wird 
übereinstimmend als Diktatur geschildert. 
Unmittelbar nach den Kämpfen waren 
Pressezensur und Repression groß. Auch 
demokratische und anarchistische Grup- 
pen warendavonbetroffen, nichtnur stalini- 
stische und faschistische. Wer mit welcher 
Vehemenz verfolgt wird, ließ sich unmit- 
telbar nach dem 4.10. noch nicht überse- 
hen. 

Michail Zovma von der KAS meint 
zu den nun folgenden Neuwahlen für das 
Parlament: 

“Offensichtlich wirddiese Wahlein 
großer Triumph für Jelzin werden, denn er 
hat den Kampf jetzt gewonnen. Er hat die 
Sowjets aufgelöst, er hat die Opposition 
fast ganz zerstört und darum wird es kaum 
irgendwelche alternativen Kräfte zu ihm 
geben.” (10.10.93) 

Boris Kagarlitzki von der PdA sieht 
die gegenwärtige Situation zwar ähnlich, 
die Perspektiven jedoch weniger pessimi- 
stisch: 

“Wir leben in einer Diktatur. Es ist 
das erste Mal in der russischen Geschichte, 
daß wir statt des traditionell russischen 
Typs einautoritäres Regime westlicher Prä- 
gung bekommen haben.” 

(...) Aber es gibt starken Widerstand 
gegen diese Diktatur. Es gibt keinerlei de- 
mokratische Legitimierung dieses Regimes. 
Sie versuchen jetzt Wahlen zu organisie- 
ren, ohne der Opposition zu erlauben, daran 
teilzunehmen. Das wird etwas sein, was auf 
sie zurückfallen wird, denn wenn sie ein 
Parlament schaffen, welches völlig illegitim 
und völlig unrepräsentativ ist, dann wird 
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dieses Parlament nicht lange Bestand ha- 
benundkeine wirkliche Stütze des Regimes 
sein. Ich denke, daß die gesamte ökonomi- 
schePolitik des Regimesfehlschlagen wird. 
Das Regime wird früher oder später abtre- 
ten müssen. (...) Die westlichen Politiker, 
die den Staatsstreich unterstützen, waren 
sich absolut im klaren darüber, was ge- 
schah. Sie wußten ganz genau um den 
antikonstitutionellen, autoritär-antidemo- 
kratischen und illegitimen Charakter von 
Jelzins Aktion. Trotzdem unterstützten sie 
den Staatsstreich. Das ist ein sehr beein- 
druckender Fall des moralischen Zusam- 
menbruchs der westlichen politischen Eli- 
ten und ihrer Vorstellung von Demokratie. 
Es gab zwar Staatsstreiche in verschiede- 
nen anderen Ländern, die von westlichen 
Mächten unterstützt wurden, aber dies ist 
das erste Mal, daß ein Staatsstreich vonden 
westlichen Mächten öffentlich in offiziel- 
len Stellungnahmen unterstütztund als Tri- 
umph der Demokratie präsentiert wird.” 
(7.10.93) Leo Gottwich 


Rezension: 


Reise ans Ende der Welt 


“Verschleppt ans Ende der Welt - Ost- 
deutsche Frauen auf Spurensuche in Sibiri- 
en”, so lautet der Titel des Films, der den 
Kinosaal der Berliner Uraniaam 8. Oktober 
fast bis auf den letzten der 860 Plätze füllte. 

Freya Klier hatte sich im Frühjahr 
’93 mit drei Frauen auf die Reise ins durch 
Raubbau zur Mondlandschaft gewordene 
Sibirien begeben, nach Novosibirsk. In die 
Nähedieser Stadt, diedamalsnoch Stalinsk 
hieß, waren auchdiese Frauen Anfang 1945 
verschleppt worden. Damals waren sie 16 
Jahre alt. Der sowjetische Geheimdienst 
NKWD verschleppte hunderttausende ost- 
deutsche ZivilistInnen in die Arbeitslager. 
Junge kräftige Burschen waren nicht mehr 
zu finden. 

Die vor dem Vorrücken der Roten 
Armee Flüchtenden werden von der 
Wehrmacht nicht über die Oder gelassen 
und somit direkt der Deportation preisge- 
geben. 
Der Film verschweigt auch nicht die 
anderen Kriegsopfer, ohneeineNivellierung 
oder absurde Aufrechnung vorzunehmen. 
Er zeigt deutlich, wer die Verlierer am 
Krieg sind, und spürt auch den Erinnerun- 
gen der sibirischen Einwohner nach. 

Ein beeindruckender Anti-Kriegs- 
Film. 

Die internierten Frauen mußten 
schwere Baumstämme schleppen, heiße 
Ziegeln aus dem Ofen transportieren und 
Nachtschichten unter Tage schieben. Zu 
essen gab es am Tage nichts. Früh eine 
Wassersuppe mitein bißchen Mehl, abends 
einen Kanten Brot. Nach dem Grad ihres 
Erschöpfungszustandes wurden sie in fünf 
Kategorien eingeteilt, standen sie kurz vor 
dem Erschöpfungstod, wurden sie, falls sie 
die Essensration Null überlebten, vielleicht 
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auch nach Hause entlassen. 

Auch das Verhältnis Frauen und Mi- 
litär: Vergewaltigung wird angesprochen. 

Den Betroffenen ist es nicht leicht 
gefallen zu beginnen, darüber zu sprechen. 
Letztlich empfinden sie das Brechen des 
Schweigens als Befreiung. Eva-Maria Ste- 
ge,dieein Buchüberihre Erlebnisseschrieb, 
lernte dies zuerst im Pankower Friedens- 
kreis. Persönliche Aufarbeitung wird ihr 
jetzt ermöglicht im Berliner Zentrum für 
Folteropfer. 


Die Erniedrigung geht weiter 

In der DDR hieß es: “Niemand ist 
nach Sibirien gebracht worden, der kein 
Verbrechen begangen hatte.” Die Bedro- 
hung wirkte fort. Es war unmöglich, sich 
außerhalb der Familie die schrecklichen 
Erlebnisse von der Seele zu reden. Oftmals 
nicht einmal dort. Eisiges Verschweigen in 
der DDR. Da ist die sibirische Kälte nicht 
aus den Herzen zubbringen. Eine Ausnahme 
bildet vielleicht Werner Heiduczek’s “Tod 
am Meer”, in dem erstmals von Vergewal- 
tigungen russischer Soldaten die Rede ist. 
Esbleibt zu DDR-Zeiten beider Erstauflage 
dieses Buches. 

Ein Tabu aber auch in der BRD -das 
Schicksal der Frauen wollte keiner hören. 
Und heute: Frauenschicksale in Ex-Jugo- 
slawien sind schon fast wieder vergessen. 

DieErniedrigunggehtauchjetztnoch 
weiter. Denn eine Entschädigung ist nicht 
vorgesehen, während SS-Offizierein Tallin 
monatlich 300 DM Rente bekommen. 

In der sich dem Film anschließenden 
Diskussion fragte einer, was der Film denn 
bezwecken solle. Die Reaktionen der Rus- 
sen seien doch “verständlich” angesichts 
der Grausamkeiten der deutschen Soldates- 
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ka. Die Gegenrede von einem, der sich als 
“Christ” bezeichnete: Hitler sei doch nicht 
so schlimm wie Stalin gewesen. 

Diese Einwürfe empfand ich vor al- 
lem als eine Verhöhnung der auf dem Podi- 
um sitzenden Zeitzeuginnen. Deutlich wird 
einmal mehr, wieviel Unausgesprochenes 
es noch in dieser Kriegsgeneration gibt. 


Wird auch diese Debatte nun endlich ge- 
führt? Aber wann werden Männer/Täter 
den Mut aufbringen und auf solch einem 
Podium z.B. gestehen: Ich habe vergewal- 
tigt? Das passiert ansatzweise bisher nur in 
einem anderen empfehlenswerten Doku- 
mentarfilm: Helke Sanders “BeFreier und 
Befreite". Gerold Hildebrand 


Meldungen 


Grundrecht-Komitee fordert 
unabhängige Rechtsberatung ım 
“Flughafen-Asylverfahren” 


In Appellen an den hessischen Ministerprä- 
sident Eichel und die Ministerin Blaul for- 
dert das Komitee für Grundrechte und De- 
mokratie eineunabhängige Rechtsberatung 
für Asylbewerber, die ihr Anerkennungsver- 
fahren vom Flughafen aus betreiben müs- 
sen. 

Auf dem Flughafen Frankfurt/Main 
würden die Asylbewerber sofort nach dem 
Ausstieg aus dem Flugzeug ohne jegliche 
vorherige Beratungsmöglichkeit, zur 1. 
Anhörung des Bundesgrenzschutzes ge- 
bracht. In der Re- 
gel folge sofort 
danachdie 2. An- 
hörung bei der 
Außenstelle des 
Bundesamtes für 
die Anerkennung 
vonFlüchtlingen. 
Bei einem ableh- 
nenden Bescheid 
bleibe dem 
Flüchtling dann 
nur eine Wider- 
spruchsfrist von 
drei Tagen, die € 
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n allen unseren Leserinnen, 
n und Sym 
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auch über das Wochenende laufen könne. 
Vom Flughafen aus solle der Flüchtling 
dann einen Anwalt finden, Übersetzungen 
organisieren, Hintergründe über das 
Herkunftsland einholen und eine begrün- 
dete Widerspruchseingabe erarbeiten. 

Als einzige Hilfsinstanz habe sich 
der kirchliche Sozialdienst des Flughafens 
freiwillig der Aufgabe angenommen, die 
jedoch erst nach den beiden ersten 
Anhörungen wirksam werden kann. 

Hinzu komme, daß die Zuständig- 
keit für die Flüchtlinge in Kürze von der 
Flughafengesellschaft auf das Land Hes- 
sen übergehen werde und dann zu befürch- 
ten sei, daß eine unabhängige Rechtsbera- 
tung von den dann zuständigen staatsbe- 
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diensteten Sozialbetreuern nicht zu erwar- 
ten ist. 

Es bahne sich, so das Komitee, eine 
weitere Aushöhlung der Rechtsmöglich- 
keiten für die Flüchtlinge an, die ohnehin 
beschnittene Rechtswegegarantie des 
Grundgesetzes verkomme dann endgültig 
zur Leerformel. Deshalb müsse als 
Minimalerfordernis eine Verfahrensbera- 
tung durch eine unabhängige Instanzrecht- 
lich und materiell garantiert werden. 


Ex-SU und Homosexualität 


Kasachstan, Lettland und Rußland haben 
diskriminierende Gesetze gegen Homose- 


xuelle aufgehoben. Bisher waren entspre- 
chend dem“real-sozialistischen” Strafrecht 
derEx-SU gleichgeschlechtliche Beziehun- 
gen unter Männern mit bis zu fünf Jahren 
Haft bestraft worden. Rußland, indemnoch 
vergangenes Jahr 25 Männer wegen 
Homosexualitäteingesperrt worden waren, 
sicherte die sofortige Freilassung allernach 
derabgeschafften Bestimmung verurteilten 
Männer zu. In den anderen Staaten dürften 
zur Zeit der Gesetzesaufhebung keine Per- 
sonen mehr auf Grund der aufgehobenen 
Bestimmung in Haft gewesen sein. (Nach 
“TATblatt’”) 


Post 


Zum Artikel, der sich im letzten Heft mit 
Wolf Biermanns Umzugswünschen be- 
schäftigte, erreichten uns verschiedene Bei- 
träge. Jürgen Fuchs hat einen Artikel nicht 
etwa an den “telegraph” gerichtet - das war 
ihm wohl zu unfein - sondern offensichtlich 
an eine anonyme Öffentlichkeit. Da er bis- 
her nirgendwo anders erschienen ist, kom- 
men unsere LeserInnen hiermit in den Ge- 
nuß eines Fuchsschen Erstabdrucks: 
Jürgen Fuchs 

“Heute bedaure ich meine Aktivität” 
schreibt Herr Müller im Neuen Deutsch- 
land 

Gerade las ich Rüddenklaus Artikel über 
Wolf Biermanns “private Kompensations- 
forderungen”. Die Ausbürgerung im No- 
vember 1976 war ein ziemlich öffentliches 
Ereignis und ein Höhepunkt des brutalen 
Eindringens in mißliebige oppositionelle 
Biographien. Ausspitzeln, Abhören, IM’s 
vorschicken und Zersetzung organisieren 
im Freundes- und Familienkreis, das reich- 
te den Herren nicht mehr, es sollte aus- 
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gegrenzt, aufgeräumt und Schluß gemacht 
werden. Auch die Wohnung in der 
Chausseestraße 131 wollten diese Täter für 
sich, im Maßnahmeplan vom 16.11.1976, 
dem Tag der Ausbürgerung, steht unter “2. 
Zur operativen Kontrolle der Wohnung des 
B. ist der IM “Lorenz” einzusetzen”. Er 
spielte einige Monate den Hauswart, dann 
hatte man den Rest der Familie in den 
Westen gedrängt und Mielke wird seine 
Begehung gemacht haben mit triumphie- 
rendem Blick aus dem Fenster, vielleicht 
sah aus der Ständigen Vertretung gegen- 
über Herr Gaus heraus. Und das soll “pri- 
vat” sein? 

“Neues vom Biermann”, zitiert am 
Anfang Rüddenklau Hacks und seinen üb- 
len Artikel aus den Tagen nach der 
Ausbürgerung, die “Weltbühne” der DDR 
brachte ihn, mein Vernehmer im Knast in 
Hohenschönhausen legte ihn mir freude- 
strahlend auf den Tisch sogleich, “na?”, 
sagte er, “na?” was soll man sagen Hacks 
hetzt gegen Heinrich Böll, der Wolf 
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Biermann unterstützte, vermutete in sei- 
nem Bettnoch “Solschenizyns Läuse”. Den 
hatte der stalinistische Staatauchausgebür- 
gert und Böll hatte ihm auch geholfen, die 
ersten Wochen zu überstehen. Von ihm 
ging Solidarität aus, nicht dieses kleine, 
wichtigtuerische Herumgewichse, dieser 
Hacks-Ton, den Wolfgang Rüddenklau an- 
schlägt. Er weiß von Wolf Biermann “noch 
einige andere miese Geschichten, eine da- 
von wirklich auf Bild-Zeitungs-Niveau und 
so etwas möchte ich nicht erzählen, nicht 
einmal recherchieren. Ich möchte es nicht 
wissen, weil ich die alten Biermann-Lieder 
auch in Zukunft ohne Gruseln wieder hören 
möchte.” Das kann man ja nicht verhin- 
dern, daß er solche Sätze schreibt und dazu 
“alte Biermann-Lieder” hört, Platten aufle- 
genkann jeder. Vielleichtkannerauchpaar 
eigene Gedichte und Lieder in Kopenhagen 
vortragen oder in Paris. Das wäre dann 
vielleicht die private Kompensation eines 
Gefühls, das offenbar bohrt und aggressiv 
macht. 

Und was im “telegraph” steht, wird 
bestimmt künftig gleich vom “Neuen 
Deutschland” übernommen, wenn’s so wei- 
tergeht. Da treffen ja laufend Leserbriefe 
ein, seitdem der Pressesprecher einige Fra- 
gen zu hören bekommt. Hans R. Müller 
schreibt auf Seite 2 (Bärbel, erinnerst Du 
Dich, da stand mal was von “Landesverrat” 
1988...): “Als W. Biermann ausgebürgert 
wurde, habe ich mich, wie vieleandere, mit 
ihm solidarisiert. Heute bedaure ich meine 
damalige Aktivität... da er ein Abstauber 
übelster Sorte ist. Damals hater auf Kosten 
der DDR-Bürger seine Studienversuche 
durchgeführt, heutenun beweist er uns, daß 
er wohlschon immer charakterlichschwach 
war und politisch schlicht und einfach ein 
Opportunist ist.” n 

Einverstanden, Wolfgang Rüdden- 
klau? Na ja, die Mauer ist eben weg. Alle 
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möglichen Leute tauchen auf. Einige hatte 
man vor vielen Jahren schon mal gesehen. 
Oder von ihnen gehört. Die laufen jetzt 
einfach so auf den Straßen herum. 

Red: Nichts von dem was Fuchs un- 
terstellt, wurde im Artikel gesagt oder be- 
hauptet. Aus prinzipiellen Gründen müs- 
sen wir davon absehen, zur Berichtigung 
den Artikel vom letzten Heft noch einmal 
abzudrucken. Im übrigen unterhalten wir 
keine Beziehungen mit dem “Neuen 
Deutschland”. Auch der Autor des Artikels 
wurde dort 1987 auf Seite 2 als Staatsfeind 
ausgelobt. 


Eva-Maria Hagen schreibt uns: 

In der Ausgabe Ihrer Zeitschrift 11/93 wer- 
de ich im Artikel mit der Überschrift “Pri- 
vate Kompensationsforderungen /Der 
Liedermacher Wolf Biermann will in den 
Osten zurückkehren” inübelster Weise ver- 
leumdet, diffamiert und beleidigt. 

W. Rüddenklau will “recherchiert” 
haben, daß ich, bevor ich Wolf Biermann 
nach seiner Ausbürgerung in den Westen 
folgte, mein Grundstück inKarolinenhof an 
eine “Stasifirma” verkaufen wollte - und 
nur auf Intervention der umwohnenden 
Freunde das Hausaneinen Herrn“ Mölkow” 
verschenkt hätte. 

Diese Behauptung ist eine Lüge. 

Wahr ist, daß ich das Haus, damit es 
nicht dem Staat in’ Rachen fällt, verschenk- 
te - und zwar an Horst Moelke, einem 
unserer engsten Freunde. Er war der einzi- 
ge, der sich in dieser bedrohlichen Zeit 
getrauthat, es vonmir anzunehmen; bekam 
durch diese Schenkung auch große Schwie- 
rigkeiten. Drei Jahre später hat er, da er 
selbst es kaum nutzte, es an Frau Antje 
Vogel verpachtet. Sofort nach der Wende 
schenkte er es mir zurück. 

Ich stand auch 1990 nichteinfach vor 
der Tür, sondern hatte mich angemeldet, 
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weil ich glaubte, wir könnten das Grund- 
stück gemeinsam nutzen, da es groß genug 
ist und ich begann, mir die Scheune einzu- 
richten. 

Laut Pachtvertrag hatte Frau Vogel 
den Hof lediglich zu erhalten, ohne darüber 
hinaus einen Pfennig Pacht zahlen zu müs- 
sen - und hatte außerdem stets betont, daß 
sie dieses Grundstück für Wolf Biermann 
und mich erhalten will. 

Ferner hätte ich eine Hamburger 
Baufirma beauftragt, ein Gutachten zu ma- 
chen - und Frau Vogel sollte 92.000 Mark 
zahlen. 

Wiederum eine Lüge. Die Firma 
Parbat in der Uckermark, genauer Sitz im 
Nachbardorf Gerswalde, machte einen 
Kostenvoranschlag über die wichtigsten 
Sofortmaßnahmen - wie 
Schwammbeseitigung, einstürzender Gie- 
bel, Risse in den Mauern, Dachfirst, Fun- 
dament. Und darin sind nicht enthalten die 
völlig desolate Elektroanlage, zerschlage- 
ne und verwitterte Fenster, undichte Dä- 
cher von Scheune und Stallgebäude - wie 
auf den Fotos deutlich erkennbar. 

Meine Idee, gemeinsam auf dem 
Grundstück miteinander auszukommen, 
war nicht realisierbar, weil Antje Vogel 
sich so verhielt, als ob das Haus jetzt ihr 
gehört. 

Warum heuchelt heut die Tochter 
Antje Vogels und W, Rüddenklau Ver- 
wunderung darüber, daß ich mich 15 Jahre 
nicht um 

das Haus gekümmert habe. Wie hät- 
te ich das bewerkstelligen können als “un- 
erwünschte Person” und politisch Verfolg- 
te; außerdem durfte ich nach meiner 


Ausbürgerung 1977 die DDR nicht mehr 
betreten. Nun war ichnach der Wende voll 
Freude zurückgekommen - nicht um je- 
mand zu vertreiben, sondern um zu teilen, 
was miraberzunehmend schwerer gemacht 
wurde durch Intrigen und Hinterhältigkeit. 
Es sind wieder die gleichen Metho- 
den wie damals. Und jene Leute, die solche 
Schmierereien über mich verbreiten, wer- 
den ihre alten Gründe haben. 
Es gibt jetzt die Pressefreiheit - aber 
im Gegensatz zu früher leben wir auch in 
einem Rechtsstaat; man kann sich also zur 
Wehr setzen. Falls man sich nicht öffent- 
lich entschuldigt für diesen Artikel und die 
falschen Behauptungen korrigiert, überlas- 
se ich alles Weitere den Anwälten. 
Ich erwarte umgehend Antwort. Mit 
entsprechender Hochachtung! 
Eva-Maria Hagen 


Red: Aus Platzgründen müssen wir vom 
Abdruck der beigefügten Fotos absehen. 
Wie immer bei solchen Geschichten hängt 
ziemlich viel an Details, die kaum zu korri- 
gieren sind, ohne ein langwieriges und 
unlesbares Epistel zu verfertigen. Beispiels- 
weise geht der Pachtvertrag von Antje Vo- 
gel über das Jahr 2000 hinaus und Frau 
Hagen hat gleich zu Beginn ihrer Anwesen- 
heit in Karolinenhof die Einstellung von 
gerade laufenden Bauarbeiten angeordnet. 
Ein Beleg für das Gutachten einer Hambur- 
ger Firma existiert, ist aber derzeit zum 
Abdruck nicht verfügbar. Wir haben, um 
den Wunsch von Frau Hagen nach einer 
öffentlichen Erklärung zuerfüllen, dennach- 
folgenden Text formuliert: 


Pressemitteilung - Öffentliche Erklärung 


Wegen eines Artikels zur Wohnungssuche 
von Wolf Biermann soll der die letzte ver- 
bliebene Zeitschrift der DDR-Bürgerbe- 


AA 


wegung von Eva Maria-Hagen verklagt 
werden. Die frühere Lebensgefährtin von 
Wolf Biermann verlangt vonder Redaktion 
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des “telegraph” eine öffentliche Entschul- 
digung. Außerdem beschuldigt der Schrift- 
steller Jürgen Fuchs in einem Brief den 
Autor des Artikels, sich gegenüber 
Biermann eines ähnlichen Tons zu bedie- 
nen wie die seinerzeitigen Soldschreiber 
der SED und des “Neuen Deutschlands”, 
In dem Artikel des “telegraph” war 
nach einer Würdigung der Bedeutung Wolf 
Biermanns für die DDR-Opposition der 
siebzigerJahre das VorgehenderLiederma- 
chers und des Neuen Forums gegen den 
PDS-Sprecher Hanisch mißbilligt worden. 
Hanisch, hieß es, habe die Wohnung in der 
Ostberliner Chausseestraße 1990 im Rah- 
men einer normalen Wohnungsvergabe 
bekommen. Er sei nicht einmal Mitglied 
der SED gewesen, sodaß Kompensations- 
ansprüche an ihn völlig verfehlt seien. “An- 
dererseits”, heißt es wörtlich weiter, “bleibt 
eben die Frage, ob Biermann wirklich als 
Symbol für die Opfer des DDR-Regimes 
genommen werden kann. Er hat den Wohl- 
stand, zu dem er im Westen gekommen ist, 
gewiß verdient, aber er ist als Hamburger 
Hausbesitzer meilenweit von denen ent- 
fernt, die Karriere, Gesundheit und Leben 
geopfert haben und jetzt mit leeren Händen 
dastehen. Diese Leute sollten und müssen 
wenigstens für ihre Haftjahre entschädigt 
werden und die meisten haben bis heute 
noch keinen Pfennig gesehen.” 
Eva-Maria Hagens Beschwerde, in 
“übelster Weise verleumdet, diffamiertund 
beleidigt worden” zu sein, richtet sich be- 
sonders gegen den zweiten Teil des Arti- 
kels, in dem die Art und Weise untersucht 
wird, in der sie Wiederinbesitznahme ihres 
Grundstücks in Karolinenhof bei Mitten- 
walde betrieb. Zu einer Zeit, als dies für 
Westdeutscherechtlichnoch garnicht mög- 
lich war, Anfang 1990, erlangte sie das 
Besitzrecht und einen Eintrag ins Grund- 
buch. Mit Hilfe von Anwälten und einer 
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Baufirma setzte sie die Pächterin unter 
Druck, ihre frühere Bekannte Antje Vogel, 
solange, bis sie zum Auszug bereit war. All 
dies geschah mindestens mit der schwei- 
genden Billigung von Wolf Biermann. 

Öffentlichzurückzunehmensindan 
dem Artikel einige Recherchefehler. Ro- 
bert Havemann starb nicht 1983, sondern 
1982. Das Grundstück von Eva-Maria 
Hagen wurde 1977 gleich einem Herm 
Moelke übergeben, nicht später. Richtig 
bleibt aber, daß Freunde Biermanns verhin- 
derten, daß das Haus von Herrn Moelke an 
eine staatliche Firma verkauft wurde, um 
zu vermeiden, daß die Stasi in der 
Künstlerkolonie Karolinenhof einen 
Beobachtungsposten errichtet. Die Äuße- 
rungen von Diana Vogel zur Vertreibung 
ihrer Mutter aus dem Haus wurden inhalt- 
lich richtig, aber in der Form überspitzt 
widergegeben. Mitdem Ausdruck “Scheiß- 
kuh” hat der Autor auf eigene Verantwor- 
tung die Empörung von Diana Vogel wie- 
dergegeben. Es ist für uns jetzt allerdings 
interessant, festzustellen, ob der Biermann- 
Clan soweit geht, gegen ein Blatt der 
Bürgerbewegung, die alten “Umwelt- 
blätter”, den jetzigen “telegraph”, zu kla- 
gen, das seit 1986 im DDR-Untergrund 
arbeitet und derzeit nur durch den Idealis- 
mus der Redakteure aufrechterhalten wer- 
den kann. 

Im übrigen hat der Autor des Arti- 
kels, Wolfgang Rüddenklau, keinen Anlaß 
zu “kleinem wichtigtuerischem Herumge- 
wichse”, wie es in dem Brief von Jürgen 
Fuchs heißt. Rüddenklau ist Mitbegründer 
der Umwelt-Bibliothek Berlin und der 
“Umweltblätter”. Er wurde von der 
Staatssicherheitebenso lange wie Fuchs als 
“feindlich-negative Person” geführt, über 
ihn wurden insgesamt fünf operative Vor- 
gänge angelegt und in einem Zentralen 
Operativen Vorgang wurde er ebenfalls 
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geführt. 

Es gibtmittlerweile zwei Sorten von 
DDR-Oppositionellen: Die einen haben fi- 
nanzielle Probleme, wie Rainer Müller, der 
in Leipzig als Sozialhilfeempfänger 
Zwangsarbeit leisten muß, die anderen ha- 
ben Anlageprobleme. Die meisten ehema- 
ligen DDR-Oppositionellen gehören zur 
ersten Gruppe, weilsiesichinderWendezeit 
zu schade waren, aus ihrer Gesinnung ein 
Geschäft zu machen. Die Redaktion des 
“telegraph” will keine falsche Solidarität 
mit früheren Gesinnungsgenossenüben, die 
mittlerweile zu Geld gekommen sind und 
dabei ihren Charakter verloren haben. Sie 


steht, wie schon zu Zeiten des SED- 
Regimes, auf Seiten der Bedrückten unter 
ihren ostdeutschen Landsleuten, - diejeni- 
gen, die heute in Gefahr stehen, von 
westdeutschen Hausbesitzern aus ihren 
Wohnungen getrieben zu werden oder von 
westdeutschen Investoren von ihrer 
Arbeitsstelle. Wir möchten uns hiermit für 
diejenigen entschuldigen, die in diesen Ta- 
gen mit Regreßforderungen für westdeut- 
sche Hausbesitzer oder Stellungnahmen für 
schwarze Präsidentschaftskandidaten die 
AnliegenderDDR-Bürgerrechtsbewegung 
lächerlich machen. 


Termine 


04.12.93-27.02.94, Mi-So 14-18.00 Uhr 
Sonderausstellung von Sieghard Pohl als 
Ergänzug zur ständigen Stasi-Dokumenta- 
tion in der Reihe “Kunst in der Runden 
Ecke”; Ort: Museuminder“RundenEcke”, 
Dittrichring 24, 04109 Leipzig 

18.12.93, 20.00 Uhr: “Ich kam von einem 
Ort...”, Video über Frauen die nach 
lljähriger Militärdiktatur nach Monte- 
video/Uruguay zurückkehren; Ort: ellocco, 
Kreuzbergstr. 43, 10965 Berlin 

19.12.93, 11-15.00 Uhr: Frühstücksbuffet; 
‚ Ort: el locco, Kreuzbergstr. 43, 10965 
Berlin 

23.12.1993: Verleihung des “Schwarzen 
Schafs 1993” an einen Politiker der sich um 
die Ausweitung der deutschen Rüstungs- 
exporte in die Türkei “verdient” gemacht 
hat. Kontakt: Kampagnen Produzieren für 
das Leben - Rüstungsexporte Stoppen!, 
Bahnhofstr. 18, 65510 Idastein, Tel.:06126/ 
55683 

03.01.1994 Bundesweit: Aktionen gegen 
Einberufung an div. Bahnhöfen (Berlin ab 
8.30 Uhr) 
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27.12.1993-01.03.1994: Umweltim Schat- 
ten der Wirtschaft, Jugendumweltkongreß 
in Göttingen; Infos und Anmeldung: 
Kongreßbüro, Pavillon der Höltyschule, 
Nikolausberger Weg 22, 37073 Göttingen, 
Tel. 0551/541863 

13-20.2.1994 European Youth: United 
against Rassim and Nationalism, Konfe- 
renz in Straßburg, Kontakt: UNITED for 
intercultural Action, PB 314, NL-1000 AK 
Amsterdam, Tel., Fax 0031/20/6234902 


Seminare und Veranstaltungen des 
Frönkischen Bildungswerkes für 
Friedensarbeit (FBF), Hessestraße 4, 
90443 Nürnberg, Tel.: 0911/2883500: 

Ab 19.1.94 Grundkurs: Wie umgehen mit 
Gewalt? Sieben Abende und ein Wochen- 
ende für ErzieherInnen, LehrerInnen und 
SozialarbeiterInnen 

22.1. Training in Zivilcourage (in Erlan- 
gen) 

94.1. Gewalt im Alltag (19.00) 

24. bis 25.1. Training in Zivilcourage (in 
Bad Boll) 
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telegraph - Abonnement 


Ich bestelle den telegraph im Abonnement 
ab: für 

__ Wahr (45.- DM) 

__ 1/2 Jahr (23.- DM) 

Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofern es nicht 


spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos gekündigt wird. 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


auf Probe (2 Hefte für 6.-DM) 
Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Probeabo nur gegen Vorkasse (bar oder Briefmarken) ! 


An 
Redaktıon telegraph 
Schliemannstr. 22 
Berlin 0-1058 


SS Ich bestelle Exemplare 
der Sondernummer Mai/ 92 zum Preis 
von 4 DM pro Exemplar. Nur gegen 


Datum/Unterschrift 


telegraph - das Geschenk 


Ich verschenke den telegraph als Abo für 
l Jahr (45.-DM) an: 


Name: 
Str./Nr.: 
Ort/PLZ: 


Name: Zahlungsweise: __ Rechnung __Scheck 
Str/Nr: N __ per Abbuchung __Bar 
RUFLR Konto-Nr. Bankleitzahl 


Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


Name der Bank/Ort 


Datum/Unterschrift Datum /Unterschrift 


Hinweise zur Abokarte: 

Iım grau markierten Feld bitte ankreuzen, ob Ihr den "telegraph” verschenken wollt oder selbst 
abonniert und das zugehörige Feld ausfüllen. Dann rechts das Feld zur Zahlweise ausfüllen. Nur wenn 
ein Einzug des Geldes vom Konto (Abbuchung) gewünscht ist, bitte die Angaben zu Kontonummer, 
Bankleitzahl etc. machen und vor dem Abschicken nochmal überprüfen sowie mit der zweiten 


Unterschrift bestätigen. 

Fristen: 

Das Abo (nicht Geschenk- oder Probeabo) verlängert sich automatisch, wenn nicht spätestens 6 
Wochen vor Ablauf des alten Abos die Kündigung erfolgte. Den Aboauftrag könnt Ihr bis zehn Tage 
nach Abschicken (Poststempel) widerrufen. 

Probeabo: 

Wer den "telegraph" noch nicht kennt, kann sich über das Probeabo informieren (nur gegen Vorkasse 
Bar oder Scheck !). | 
Geschenkabo: 

Wenn Euch jemand lieb ist, schenkt ıhr/ıhm doch einfach ein "telegraph"-Abo ! 


Förderabo: RER u z 
Menschen die meinen, daß sie soviel Geld verdienen, daß sıe eıne Zeitschrift wie den "telegraph 


unterstützen wollen, können das mit einem Förderabo für mindestens 70,-DM ım Jahr tun. Die Fristen 
sind die gleichen wie beim normalen Abo. Wirtschaftlich geht es dem "telegraph” nicht besonders gut. 
Auslandsabo: 

Wegen des erheblich höheren Portos kostet ein Auslandsabo im Jahr 60,-DM. 


Sondernummer: 
Auf dieser Karte findet sich auch ein Feld zum Bestellen der Sondernummer Maı/92 


(Mitte rechts auf der Karte). Nur gegen Vorkasse Bar oder Scheck ! 
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